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Im Dezember 2006, drei Monate 
nach Inkrafttreten der Verfas-

sungsänderungen der ersten Stu-
fe der Föderalismusreform, haben 
Bundestag und Bundesrat eine ge-
meinsame Kommission zur Moder-
nisierung der bundesstaatlichen Fi-
nanzbeziehungen einberufen. Der 
Einsetzungsbeschluss beauftragt 
die Kommission, Vorschläge zur 
Modernisierung der Bund-Länder-
Finanzbeziehungen mit dem Ziel zu 
erarbeiten, diese den „veränderten 
Rahmenbedingungen“ anzupas-
sen. Die Eigenverantwortung der 
Gebietskörperschaften und ihre 
aufgabenadäquate Finanzausstat-
tung sollen gestärkt werden. 

Das klingt einerseits hoffnungs-
voll und vollmundig; unter den 
Oberbegriff der bundesstaatlichen 
Finanzbeziehungen fällt die ge-
samte Finanzverfassung der Art. 
104a ff. Grundgesetz (GG). Zu weit 
gespannte Erwartungen dämpfte 
andererseits schon derselbe Be-
schluss mit der gleichzeitigen Nen-
nung der „Eigenverantwortung“ der 
Gebietskörperschaften und deren 
„aufgabenadäquater Finanzaus-
stattung“, denn mit diesen Kürzeln 
verbindet sich eine alte Kontrover-
se zwischen den fi nanzstarken und 

den fi nanzschwachen Ländern. 
Erstere fordern mit dem Ziel der 
gestärkten Eigenverantwortung 
mehr Selbständigkeit und einen 
Abbau fi nanzieller Solidarität zwi-
schen Bund und Ländern, während 
die fi nanzschwachen Länder mit 
der Forderung nach Aufgabenad-
äquanz der fi nanziellen Ressour-
cen die Elemente der bündischen 
Solidarität betonen.

Eher ernüchternd waren die ers-
ten Beratungsschritte. Die Kommis-
sion verengte das Themenbündel: 
Von Anfang an ging es im Wesent-
lichen nur um die Staatsschulden 
und einzelne Verwaltungsthemen 
mit unmittelbarer oder mittelbarer 
Relevanz für die Finanzbeziehun-
gen. Alle anderen Bereiche der 
Finanzverfassung wurden teils 
ausdrücklich, teils stillschweigend 
ausgeklammert, darunter so wich-
tige Felder wie die Ausgabenver-
teilung, Mischfi nanzierungen, Ver-
teilung der Steuergesetzgebungs- 
und Ertragskompetenzen zwischen 
Bund und Ländern und schließlich 
der umverteilende Finanzausgleich 
(Länderfi nanzausgleich und Bun-
desergänzungszuweisungen). We-
nig erfolgversprechend ist auch 
das bislang gewählte Verfahren der 

Kommission. Es wird mit Vetomög-
lichkeit aller Beteiligten verhandelt, 
für konzeptionelle Überlegungen 
bleibt – ähnlich wie in der ersten 
Stufe der Föderalismus-Reform 
– angesichts der politischen Kraft-
felder und Interessengegensätze 
kein Raum. So ist bereits jetzt zu 
erwarten, dass die für Oktober die-
ses Jahres in Aussicht gestellten 
Ergebnisse, wenn es überhaupt 
zu solchen kommt, eher begrenzt 
sein werden. Gegenwärtig – Stand 
Anfang September 2008 – ist alles 
offen. Die am 23. Juni 2008 vor-
gestellten „Eckpunkte“ der beiden 
Kommissionsvorsitzenden haben 
es auf den Punkt gebracht: „Alles 
hängt mit allem zusammen; nichts 
ist verabredet, so lange nicht alles 
verabredet ist.“ Nach Festlegung 
der Eckpunkte im Juni sind vier 
Arbeitsgruppen gebildet worden, 
die bis zum Herbst Vorschläge er-
arbeiten sollen. Die folgende Dar-
stellung konzentriert sich auf die 
sogenannten Finanzthemen, die 
in der Arbeitsgruppe 1 behandelt 
werden.

Staatsverschuldung

Bei den Staatsschulden scheint 
Einigkeit in der Kommission zu 

Föderalismusreform II:
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bestehen, die rechtlichen Rege-
lungen zu den Grenzen der Kredit-
aufnahme von Bund und Ländern 
zu ändern. Die Kommission folgt 
der weitverbreiteten Annahme, die 
bisherigen Vorgaben des Grundge-
setzes (Art. 109 Abs. 2, 4 und Art. 
115 GG) und auch der Länderver-
fassungen hätten nicht verhindern 
können, dass die Schuldenlast von 
Bund und Ländern übermäßig an-
gewachsen ist. 

Bereits diese Prämisse ist aber 
durchaus fragwürdig. Das Problem 
liegt darin, dass die Haushaltsge-
setzgeber der letzten 40 Jahre die 
Kreditgrenzen des Art. 115 Abs. 1 
GG und der entsprechenden Vor-
schriften der Landesverfassungen 
weniger angewendet als umgan-
gen haben. Statt der Norm hat in 
der Haushaltspolitik gegolten, was 
die Norm gerade untersagt. Vor al-
lem ist die Vorschrift als ständige 
Ermächtigung und Erlaubnis zur 
Nettokreditaufnahme bis zur Höhe 
der gleichzeitig getätigten Investiti-
onen missverstanden worden, ob-
wohl sie bei richtigem Verständnis 
ein grundsätzliches Verbot der Ver-
schuldung in der konjunkturellen 
Normallage enthält. 

Das Bundesverfassungsgericht 
hat in zwei Urteilen 1989 und 2007 
ausdrücklich darauf hingewiesen, 
dass die Bezugnahme der Kredit-
aufnahme auf die Erfordernisse des 
gesamtwirtschaftlichen Gleichge-
wichts (vgl. Art. 109 Abs. 2 GG) in 
der Regel einen ausgeglichenen 
Haushalt verlangt. Die jetzigen Vor-
schläge zur Novellierung fordern, 
was das geltende Recht schon 
verlangt. Mit anderen Worten: Es 
ist nicht die derzeit geltende Norm, 
sondern die Umgehung der Norm, 
die zur exorbitanten Staatsver-
schuldung geführt hat. 

Für die dauernde Missachtung 
der geltenden Regelung sind wie-
derum die Erwartungen der Wähler 
entscheidend, die die Politik vor 

allen Dingen in den 1970er und 
1990er Jahren zu bereitwillig erfüllt 
hat. Es zeigt sich die prinzipielle 
Steuerungsschwäche des Staats-
schuldenrechts. Das ist in Rech-
nung zu stellen, wenn jetzt über 
reformierte Regelungen zur Staats-

verschuldung nachgedacht wird. 
Keinesfalls sollte erwartet werden, 
dass eine neue Schuldenregel 
das Problem der galoppierenden 
Staatsverschuldung gleichsam 
von selbst lösen könnte. Staats-
verschuldung ist primär ein politi-
sches und erst danach ein rechtli-
ches Problem.

Wie und warum neue Regeln die 
alte notorische Steuerungsschwä-
che des Staatsschuldenrechts 
überwinden könnten, ist derzeit in 
der Reformkommission ungelöst 
und noch nicht einmal thematisiert. 
Auch wäre es problematisch, aktu-
elle wirtschaftswissenschaftliche 
Erkenntnisse, die den Horizont der 
Finanzreform 1967/69 verlassen 
haben, in die Verfassung aufzuneh-
men. Die Verfassung ist auf Dauer 
angelegt und nicht der richtige Ort, 
um zeitgebundene ökonomische 
Erkenntnisse in das Recht zu über-
führen.

Absolutes 
Neuverschuldungsverbot?

Mit guten Gründen verfolgt die 
Kommission nicht den Vorschlag, 
zu einem absoluten Neuverschul-
dungsverbot überzugehen. Dies 
hätte zwar den Vorteil einer klaren 
Regelung mit der Aussicht, die 
Finanzpolitik effektiv steuern zu 
können. Dies ginge aber zu weit. 
Staatskredite sind nicht in jedem 
Fall negativ zu bewerten, proble-
matisch ist allein die überzogene 
Staatsverschuldung. Was die Kom-
mission unterhalb eines absoluten 
Verschuldungsverbots plant, bleibt 
derzeit allerdings sehr vage. 

Es zeichnet sich ab, dass es 
Änderungen der Art. 109, 115 GG 
geben wird. Diese könnten darauf 
abzielen, zwischen einer struktu-
rellen und einer konjunkturellen 
Verschuldungskomponente zu 
unterscheiden, wie vom Bundes-
fi nanzminister im Februar 2008 
vorgeschlagen wurde. Das Grund-
konzept, das durchaus sinnvoll ist, 
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bestünde darin, Bund und Länder 
über eine mehrjährige Periode zum 
ausgeglichenen Haushalt zu zwin-
gen. Neben die Verpfl ichtung zur 
Wahrung des gesamtwirtschaftli-
chen Gleichgewichts oder an deren 
Stelle träte dann die Grundanforde-
rung der „Stabilität“ der Haushalte. 
Durch eine entsprechende Fas-
sung des Art. 109 GG könnte dies 
auch in der Bundesverfassung den 
Ländern verpfl ichtend vorgegeben 
werden. 

Da dazu gleich aber auch eine 
Ausnahmeregelung in der Diskus-
sion steht, bleibt die Frage, ob mit 
einer solchen Regelung die Be-
grenzung der Neuverschuldung 
tatsächlich gelingen kann. Es soll-
te nicht vergessen werden, dass 
das geltende Recht mit Art. 109 
Abs. 4 GG und ausführenden Vor-
schriften des Stabilitätsgesetzes 
Maßnahmen zur Rückführung der 
Staatsverschuldung wie eine Kon-
junkturausgleichsrücklage und eine 
Beschränkung der Kreditbeschaf-
fung erlaubt. Manche Elemente 
der Reformdiskussion erinnern an 
diese Handlungsinstrumente, die 
merkwürdigerweise seit 1969 nicht 
aktiviert worden sind.

Keine große Rolle spielt die 
Überlegung, im Grundsatz an Art. 
109 und Art. 115 GG festzuhalten, 
obwohl dies durchaus dieselben 
Reformziele wie im Konzept des 
„stabilen“ Haushalts verfolgen 
könnte. Allerdings wären dann Mo-
difi zierungen der geltenden Vor-
schriften erforderlich. So müsste 
der Investitionsbegriff, der für die 
Verschuldung in der Normallage 
neben der Wahrung des gesamt-
wirtschaftlichen Gleichgewichts 
von Bedeutung ist, sehr viel schär-
fer und enger als im geltenden 
Recht gefasst werden. Auch müss-
te dann erwogen werden, die Aus-
nahmeklausel, wonach eine erhöh-
te Kreditaufnahme bei einer Stö-
rung des gesamtwirtschaftlichen 

Gleichgewichts möglich ist, sowohl 
auf Bundes- als auch auf Landes-
ebene ersatzlos zu streichen. Die-
se Ausnahmeklausel war in den 
vergangenen Jahren häufi g genug 
das Einfallstor für eine erhöhte Kre-
ditaufnahme, die letztlich nur dem 
Haushaltsausgleich diente. 

Erforderlich wäre es dann, strik-
te Rückzahlungsverpfl ichtungen in 
die Verfassung aufzunehmen. Das 
derzeitige Problem der Kreditauf-
nahme besteht darin, dass der So-
ckel der Altschulden auch mangels 
Tilgung immer weiter steigt. Hier 
enthält das geltende Recht eine 
offene Flanke; zwar mag man argu-
mentieren, dass eine Rückzahlung 
schon zum Begriff des Kredites 
gehöre, die Staatspraxis allerdings 
feiert es schon als Erfolg, wenn 
eine Neuverschuldung vermieden 
werden kann. Eine Verminderung 
des aufgelaufenen Schuldenbergs 
ist bisher weder gelungen noch 
ernsthaft in Angriff genommen.

Frühwarnsystem erforderlich?

Mit der Schuldengrenze in Ge-
stalt der Schuldenbremse ist die in 
den letzten Jahren aufge kommene 
Diskussion um ein Frühwarnsystem 
verbunden. Ein solches soll erfor-
derlich sein, um einer übermäßigen 
Verschuldung und Haushaltskrisen 
der Gebietskörperschaften vorzu-
beugen. Hier sind die Beratungen 
der Kommission bislang wenig 
konturiert. Die Eckpunkte vom Juni 
2008 schlagen vor, den bestehen-
den Finanzplanungsrat zum „Sta-
bilitätsrat“ weiterzuentwickeln und 
im Grundgesetz zu normieren. Die-
ser Stabilitätsrat soll die Haushalts-
entwicklung in Bund und Ländern 
überprüfen, darüber berichten und 
Empfehlungen abgeben. 

Dies alles verbliebe allerdings 
noch im Bereich rechtlich unver-
bindlicher Handlungsmöglich-
keiten. Das Disziplinierungsziel, 
Haushaltskrisen zu vermeiden und 
ausgeglichene Haushalte bei allen 

Gebietskörperschaften zu errei-
chen, lässt sich durch einen Stabi-
litätsrat nur verwirklichen, wenn in 
einem Stufensystem der kritischen 
Haushaltslagen als letzte Folge ei-
ne automatische Sanktion für no-
torische Kreditsünder vorhanden 
wäre, die keine Strafzahlung sein 
dürfte, sondern in obligatorischen 
Erhöhungen der Einkommen- und 
Körperschaftsteuer durch die Kör-
perschaft mit unsolider Haushalts-
politik bestehen müsste.

Grundsätzlich müssen alle Über-
legungen zu einem Frühwarnsys-
tem klare Antworten auf die Fragen 
fi nden, wer warum wovor gewarnt 
werden soll. Das Berlin-Urteil des 
Bundesverfassungsgerichts aus 
dem Jahr 2006, das Ansprüche 
des hoch verschuldeten Landes 
auf Sanierungshilfen seitens des 
Bundes verneinte, hat klargestellt, 
dass jede Gebietskörperschaft die 
Folgen übermäßiger Verschuldung 
selbst zu tragen hat. Auf dieses 
Prinzip Selbstverantwortung wird 
sich zukünftig jede Finanzpolitik 
in Bund und Ländern einstellen 
müssen. Wenn aber feststeht, dass 
eine übermäßige Verschuldung 
nicht durch Inanspruchnahme der 
anderen bundesstaatlichen Ge-
bietskörperschaften sozialisiert 
werden kann, dann dürfte bereits 
hiervon der stärkste Anreiz zu einer 
nachhaltigen Haushaltsentwick-
lung ausgehen. Der Anwendungs-
bereich eines Frühwarnsystems 
verengt sich deutlich. Als föderaler 
Pakt kann es im Grunde genom-
men nur dort von Bedeutung sein, 
wo der Bund gegenüber der Eu-
ropäischen Gemeinschaft Verant-
wortung für die Finanzpolitik auch 
der Länder übernehmen muss.

Altschuldenfonds und 
Konsolidierungshilfen

Mit Recht scheint sich die Kom-
mission von verschiedenen Vor-
schlägen eines Altschuldenfonds 
(Entschuldungsfonds) zur Entlas-
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tung der hochverschuldeten Länder 
und zur Bewältigung der Probleme 
von Haushaltsnotlagen verabschie-
det zu haben. Solche Altschulden-
fonds sind abzulehnen, weil sie 
einen weiteren und verdeckten Fi-
nanzausgleich installieren würden, 
der überdies mit dem Prinzip Ei-
genverantwortung bei der Bewäl-
tigung der Verschuldung nicht im 
Einklang stünde. Wie auch immer 
ein Entschuldungsfonds konstru-
iert wäre, er müsste immer bedeu-
ten, dass es bei ihm zahlende und 
nehmende Gebietskörperschaften 
gäbe. Falsche Anreize im Umgang 
mit Staatsschulden wären vorpro-
grammiert. Nicht weiter verfolgen 
sollte die Kommission den weite-
ren Vorstoß zu Konsolidierungs-
hilfen, jährlichen zweckgebunde-
nen Zahlungen an zu defi nierende 
fi nanzschwache Länder, die vom 
Bund und den fi nanzstarken Län-
dern aufgebracht werden sollen, 
um allen Ländern den Übergang 
zu restriktiverer Neuverschuldung 
zu ermöglichen. Hierzu wäre eine 
Verfassungsänderung erforderlich, 
weil horizontale Zuweisungen der 
Länder untereinander außerhalb 
des Länderfi nanzausgleichs der-
zeit ausgeschlossen sind und die 
einzig in Betracht kommende verti-
kale Ermächtigung, Art. 107 Abs. 2 
S. 3 GG (Bundesergänzungszuwei-
sungen), nur zweckungebundene 
Zahlungen zulässt. Von einer der-
artigen Verfassungsänderung aber 
ist abzuraten. Sie würde erstens zu 
einer Unterstützung solcher Län-
der führen, die nach den Kriterien 
des Bundesverfassungsgerichts 
im Berlin-Urteil Hilfen der bundes-
staatlichen Gemeinschaft gerade 
nicht beanspruchen können. Zwei-
tens wären Konsolidierungshilfen 
mit dem System aller vier Schritte 
des Finanzausgleichs nach den Art. 
106 und 107 GG nicht zu vereinba-
ren. Ein (weiterer) Nebenfi nanzaus-
gleich sollte vermieden werden.

Weitere Autonomiestärkung?

Offenbar erhebliche Meinungs-
unterschiede in der Kommission 
gibt es zu einer Autonomiestär-
kung der Länder auf der Einnah-
men- und Ausgabenseite. Auf der 
Einnahmenseite kann etwa daran 
gedacht werden, Zuschlagsrechte 
zur Einkommen-/Körperschaftsteu-
er einzuführen (die technisch im 
Länderfi nanzausgleich neutralisiert 
werden müssten), denkbar wären 
eine Ländergesetzgebung bei der 
Gewerbesteuer und auf der Aus-
gabenseite schließlich Klauseln, 
die eine Abweichung von bundes-
rechtlichen Standards erlauben 
könnten. 

Was bleibt zu tun?

Schon deshalb, weil die Große 
Koalition in Berlin den Erfolg der 
Föderalismuskommission II unter 
allen Umständen will, wird es wohl 
im Herbst zu einer Änderung der 
Art. 109 und 115 GG kommen. Die 
politisch möglichen Änderungen 
werden weder das Problem der 
Neuverschuldung noch die Bewäl-
tigung der aufgelaufenen Schul-
denlast grundlegend lösen.

Was bleibt zu tun? Es gilt, das 
Jahr 2019 im Auge zu behalten. Bis 
zu diesem Zeitpunkt sind im Rah-
men der Finanzausgleichsgesetz-
gebung des Jahres 2001 und des 
damit verbundenen Solidarpak-
tes II wesentliche Festlegungen der 
Bund-Länder-Finanzverteilung be-
fristet. Diese in der bundesrepubli-
kanischen Finanzgeschichte unge-
wöhnliche Selbstbindung gibt Zeit, 
die genutzt werden sollte, um die  
Problembereiche der gegenwärti-
gen Finanzordnung vollständig zu 
identifi zieren und Lösungsvorschlä-
ge zu erarbeiten. Das Leitbild jeder 
Neuordnung der Bund-Länder-Fi-
nanzbeziehungen muss es sein, die 
Finanzverteilung so auszurichten, 
dass allen Gebietskörperschaften 
eine für die Erfüllung ihrer Aufgaben 
hinreichende Finanzausstattung zur 

Verfügung steht. Mit dieser Prämis-
se sollten die einzelnen Stufen der 
bundesstaatlichen Finanzverfas-
sung untersucht werden.

Dringlich ist zunächst, die bis-
lang steuerzentrierte Finanzverfas-
sung der Art. 105 bis 107 GG durch 
Einbeziehung der nichtsteuerlichen 
Abgaben zu erweitern. Gebühren, 
Beiträge und Sonderabgaben neh-
men an Bedeutung zu, weil der Ge-
setzgeber sie sehr viel stärker als 
die klassische Finanzierungsform 
der Steuer zur Verhaltenslenkung 
einsetzen kann. Dem sollte eine 
zukünftige Finanzverfassung Rech-
nung tragen. Die Nichterwähnung 
der nichtsteuerlichen Abgaben im 
Verfassungsrecht muss überwun-
den werden. Die Vereinnahmung 
der UMTS-Versteigerungserlöse 
von knapp 50 Mrd. Euro durch den 
Bund im Jahr 2000 hat gezeigt, 
dass nichtsteuerliche Abgaben 
nicht nur im Verhältnis Staat/Bürger 
Probleme aufwerfen, sondern auch 
das Verteilungssystem der Art. 105 
bis 107 GG empfi ndlich stören kön-
nen.

Damit verbunden ist die Not-
wendigkeit, die Finanzierung der 
sozialen Sicherung, sowohl der 
beitrags- als auch der steuerfi nan-
zierten, verfassungsrechtlich zu-
künftig stärker zu konturieren. Dies 
betrifft zunächst die Beiträge zur 
Sozialversicherung, die, obwohl sie 
quantitativ inzwischen fast die Hö-
he der gesamten Steuereinnahmen 
von Bund, Ländern und Gemein-
den erreichen, im Grundgesetz 
nicht geregelt werden. Erwähnung 
fi ndet allein der Bundeszuschuss 
zur Sozialversicherung nach Art. 
120 Abs. 1 S. 4 GG. Zukünftig muss 
darüber nachgedacht werden, die 
allgemeine Finanzverfassung und 
die Sozialfi nanzverfassung stärker 
miteinander zu verzahnen. Wichtig 
ist diese Aufgabe vor allen Dingen 
angesichts des sich vollziehenden  
demografi schen Wandels. Wenn 
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nichts geschieht, wird der Anteil 
der Sozialausgaben an den Staats-
ausgaben wegen dieses Wandels 
automatisch steigen. 

Des Weiteren ist es dringend er-
forderlich, eine Bestandsaufnahme 
der stark angewachsenen vertika-
len zweckgebundenen Zahlungen 
des Bundes an die Länder au-
ßerhalb des eigentlichen Finanz-
ausgleiches vorzunehmen und 
diese vertikalen Zahlungen, ins-
besondere Kostenerstattungen im 
Sozialbereich, rechtlich genauer 
zu fassen. An dieser Stelle – ge-
nannt seien nur die komplizierten 
Finanzierungen der Grundsiche-
rung nach dem SGB II („Hartz-IV“) 
– droht ein umfassendes System 
von Nebenfi nanzausgleichen, die 
mit den Prinzipien der Steuerver-
teilung nur schwer in Einklang zu 
bringen sind.

Ganz fundamental wird sich, 
jedenfalls für den Zeitraum nach 
2019, die Frage stellen, ob die 
Finanzverfassung stärker dezen-
tralisiert oder zentralisiert werden 
soll. Eine Zentralisierung ernsthaft 

in Betracht zu ziehen, mag überra-
schen; derzeit scheint die fast ein-
hellige Meinung dahin zu gehen, 
dass eine Dezentralisierung durch 
Stärkung der eigenständigen Ge-
staltungsbereiche von Ländern 
und Kommunen erforderlich sei. 

Aber das ist nicht die einzige 
Reformoption. Durchaus erwä-
genswert ist es, eine konsequente 
Vertikalisierung der Einnahmen-
verteilung und des umverteilen-
den Finanzausgleichs vorzusehen. 
Schaut man genauer hin, so fi nden 
sich bereits jetzt einige deutliche 
Anzeichen für kräftige Zentrali-
sierungsbestrebungen. So laufen 
alle Vorschläge zur zukünftigen 
Gestaltung der Verschuldungs-
kompetenzen auf eine stärkere 
Rolle des Bundes bis hin zu einer 
völligen Bestimmung über die Ver-
schuldungskompetenzen auch der 
anderen Ebenen hinaus.

Auch die zunehmenden vertika-
len zweckgebundenen Zuweisun-
gen des Bundes weisen in diese 
Richtung. Schließlich ist in diesem 
Zusammenhang ein Detailvor-

schlag in der Föderalismuskom-
mission II hochinteressant. Nach 
dem Eckpunkte-Papier vom Juni 
2008 stößt es offenbar auf breite 
Zustimmung bei Bund und Län-
dern, die bisherige Ertragskompe-
tenz der Länder für die Kfz-Steuer 
gegen einen (dynamisierten) Fest-
betragausgleich auf den Bund zu 
übertragen. Hier ist, wenngleich 
nur im Detail, eine Vertikalisierung 
des Finanzausgleichs in Reinform 
angedacht: Die Länder erstreben 
die Finanzzuweisung des Bundes 
anstelle der eigenen Steuerer-
tragshoheit. Konsequente Vertika-
lisierungen könnten jedenfalls den 
positiven Effekt haben, das ewige 
Konfl iktpotential der Finanzvertei-
lung zwischen Bund und Ländern, 
insbesondere beim umverteilenden 
Finanzausgleich, zu vermindern. 

Aber das ist Zukunftsmusik. Die 
Föderalismuskommission II wird, 
wenn überhaupt, nur zu sehr be-
grenzten Ergebnissen gelangen, 
die viele wichtige Fragen offen und 
wichtige Bereiche der Bund-Län-
der-Finanzbeziehungen unverän-
dert lassen werden.

Martin Junkernheinrich

Lösung des staatlichen Schuldenproblems als Aufgabe der 
Föderalismuskommission: Wider die Politik einfacher Wege

Die Neuordnung der Bund-
Länder-Finanzbeziehungen ist 

eine politische Herkulesaufgabe. 
Sie umfasst die schwierige Frage 
der Schuldenbegrenzungspolitik, 
der föderalen Steuerpolitik, der Fi-
nanzwirksamkeit der öffentlichen 
Verwaltung bis hin zu fi nanzrele-
vanten Einzelfragen (vom Bundes-
fernstraßenbau bis zum Gerichts-
wesen). Die damit gestellte Auf-
gabe ist inhaltlich außerordentlich 
komplex, und sie ist politisch in 
höchstem Maße interessengela-

den.1 Aus diesem Grunde drohen 

gesamtstaatlich gute Lösungen an 

den Verteilungsverlusten einzelner 

Beteiligter zu scheitern. Die Über-

forderung der politisch besetzten 

Reformkommission durch diese 

Aufgabe ist somit vorprogrammiert. 

Universitäre Ratgeber sollten sich 

dennoch vor allzu überheblichen 

1 Vgl. M. J u n k e r n h e i n r i c h , H. S c h e l -
l e r, M. Wo i s i n : Zwischen Reformidee und 
Funktionsanspruch. Konzeptionen und Po-
sitionen zur deutschen Finanzverfassung, 
in: Forum Öffentliche Finanzen, Bd.11, Berlin 
2007.

Hinweisen hüten. Wer die Interes-

senlogik universitärer Selbstver-

waltung kennt, weiß, dass Wissen-

schaftler in ihren eigenen Gremien 

häufi g an viel kleineren Aufgaben 

scheitern. Mit anderen Worten: Das 

große Vorhaben Finanzreform be-

darf nicht nur eines inhaltlich ursa-

chenadäquaten Lösungsansatzes, 

es bedarf zusätzlich einer politisch 

klugen Ausgestaltung. Denn sonst 

wird es ihm an der parlamentari-

schen Mehrheitsfähigkeit fehlen.
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Die von Bundestag und Bundes-
rat am 15. Dezember 2006 einge-
setzte Kommission zur Moderni-
sierung der Bund-Länder-Finanz-
beziehungen – kurz Föderalismus-
kommission II – arbeitet gemessen 
an der Größe des Arbeitspaketes 
noch nicht allzu lange. Sie hat 
bisher Themenscherpunkte defi -
niert und diverse Arbeitsgruppen 
eingerichtet, die Umsetzungsvor-
schläge unterbreiten sollen.2 Ein in 
sich stimmiger Gesamtvorschlag, 
der hier kritisch gewürdigt werden 
könnte, liegt nicht vor. Es gilt der 
Satz der Kommissionsvorsitzen-
den Peter Struck und Günter H. 
Oettinger: „Alles hängt mit allem 
zusammen: nichts ist verabredet, 
solange nicht alles verabredet ist.“3 
Alle derzeit bekannten Beiträge 
zur Diskussion sind damit bis zum 
Schluss verhandel- und änderbar. 
Am Ende wird die Politik vor die 
Öffentlichkeit treten, sie wird eine 
Reform ankündigen und offensiv 
vermarkten. Vermutlich wird es nur 
einen kleinen „Durchbruch“ geben, 
der – hoffentlich – in die richtige 
Richtung weist. Ob er inhaltlich  
hinreichend trägt, das wird an den 
Details der Verabredung liegen, 
und diese sind noch nicht bekannt.

Schuldenpolitik als 
Reformschwerpunkt

Die Föderalismuskommission 
hat sich die Lösung des staatlichen 
Schuldenproblems als Schwer-
punkt gewählt. Diese Konzentrati-
on ist zu begrüßen, da die Hand-
lungsfähigkeit von Bund, Ländern 
und Gemeinden in den letzten Jah-
ren durch die wachsende Staats-
verschuldung zunehmend einge-
schränkt worden ist und zum zent-
ralen politischen Problem avancier-

2 Vgl. Eckpunkte zur Modernisierung der 
Bund-Länder-Finanzbeziehungen. Vorschlag 
der Vorsitzenden FV Dr. Peter S t r u c k , MdB, 
und MP Günther H. O e t t i n g e r, MdL, Ber-
lin, den 23. Juni 2008.

3 Ebenda, S. 1 f.

te. Angesichts der schrumpfenden 
Bevölkerung besteht zudem die 
Gefahr, dass die Zahl der tilgungs-
fähigen Einwohner zukünftig ab- 
und der Pro-Kopf-Schuldenstand 
weiter zunimmt. 

Im Schuldenproblem kulminie-
ren die Auswirkungen der unter-
schiedlichsten Proble me (Aufga-
benwachstum, geringe Wirtschaft-
lichkeit im öffentlichen Sektor, 
Einnahmeneinbrüche etc.), die 
durch verschiedenste Ursachen 
(unzulängliche Aufgabenkritik, 
schlechte wirtschaftliche Entwick-
lung, Möglichkeit der Belastungs-
externalisierung auf nachfolgende 
Generationen etc.) ausgelöst sein 
können. Insofern gibt es nicht ei-
nen instrumentellen Hoffnungs-
träger zur Schuldenbegrenzung, 
sondern nur ein spezifi sch auf die 
jeweiligen Ursachen bezogenes 
Maßnahmenbündel. Nachfolgend 
sollen die zentralen Instrumente, 
die in der Föderalismuskommissi-
on in unterschiedlicher Intensität 
beraten wurden, kritisch gewürdigt 
werden.

Ursachen der Verschuldung

Schulden sind – vereinfacht aus-
gedrückt – das Ergebnis von aus-
gabenintensiver Aufgabenwahr-
nehmung, die das Volumen der 
Einnahmen übersteigt. Die fi nan-
zielle Handlungsfähigkeit kann nur 
zurückgewonnen werden, wenn 
die Verschränkung von (a) exten-
siver Aufgabenfülle, (b) nicht an-
gemessener Einnahmenausstat-
tung, (c) ausgeprägter Ausgaben-
tätigkeit und (d) strangulierendem 
Altschuldenstand aufgebrochen 
wird. Die politischen Ursachen der 
Schuldenzunahme lassen sich auf 
verschiedenen Handlungsebenen 
identifi zieren. Jenseits von jeder-
zeit möglichen individuellen Fehl-
entscheidungen sind die Rahmen-
bedingungen vielfach so gestaltet, 

dass sie den Akteuren Ausweichre-
aktionen und Lastenverschiebun-
gen zu Ungunsten Dritter ermög-
lichen. Zwischen institutionellem 
Rahmen und dem Verhalten der 
politischen Akteure – und damit 
der tatsächlichen Haushaltspoli-
tik – bestehen enge Beziehungen, 
die einer nachhaltigen Finanzpolitik 
entgegenstehen:

Eine solide Finanzpolitik hat im • 
politischen Wettbewerb oft nicht 
denselben Stellenwert wie die 
Auseinandersetzung um konkre-
te Projekte. 

Kurze Wahlperioden reichen • 
vielfach nicht aus, die Wirkun-
gen fi nanzpolitisch richtiger Ent-
scheidungen bis zur nächsten 
Wiederwahl erkennbar werden zu 
lassen. 

Das kamerale Haushaltspla-• 
nungsverfahren ist auf Jährlich-
keit ausgerichtet. Die mittelfris-
tige Finanzplanung erfährt nicht 
die notwendige Würdigung und 
ist zudem investitionslastig, wo-
bei Folgekostenprobleme von 
Investitionen immer noch nicht 
angemessen behandelt werden. 

Die Kontrollmechanismen sind zu • 
gering ausgeprägt und greifen zu 
spät oder gar nicht.

Parteipolitische Rücksichtnah-• 
men führen teilweise dazu, dass 
fi nanzielle Sanktionen nicht wirk-
sam werden.

Eine hier insistierende Finanz-
aufsicht existiert im engeren Sinne 
nur für die Kommunen. Die kom-
munalaufsichtsrechtlichen Kon-
trollen, von der Verpfl ichtung zur 
Aufstellung eines Haushaltssiche-
rungskonzepts bis zur Möglichkeit 
der Einsetzung eines Staatskom-
missars, haben aber nicht verhin-
dern können, das manches „Kind 
in den Brunnen gefallen“ ist.
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Vor diesem Hintergrund lassen 
sich fünf Gruppen von Verschul-
dungsursachen unterscheiden:

mangelnde Informationen bzw. • 
eine unzureichende Wahrneh-
mung vorliegender Informationen 
(Intransparenz des Finanzsys-
tems, unzureichendes Berichts-
wesen, mangelndes Frühwarn-
system etc.),

eine nicht sachgerechte Inter-• 
pretation des Ist-Zustandes, et-
wa bedingt durch ein einseitiges 
fi nanzpolitisches Leitbild oder 
unzureichende Kenntnisse der 
schuldenpolitischen Ursache-
Wirkung-Zusammen hän ge, 

schuldensteigernde Anreiz-• 
strukturen des fi nanzpolitischen 
Ordnungsrahmens, konkret die 
Missachtung grundlegender Ge-
staltungsprinzipien der Finanz-
verfassung (z.B. des Korrespon-
denzprinzips) und des politischen 
Systems (kurze Wahlperioden, 
hohe Wahlfrequenz etc.),

individuelles Verhalten (Fehlen • 
positiver Anreize, Sanktionen le-
diglich in Extremfällen),

eine unzureichende Haushalts-• 
kontrolle (Konzentration auf Ex-
post-Maßnahmen, zu „weiche“ 
Verschuldungsregeln, zu geringe 
Unabhängigkeit der Kontrollins-
tanz etc.).

Die Ursachenvielfalt macht klar: 
Eine einfache Lösung des Schul-
denproblems gibt es nicht.

Maßnahmenkomplex 1: 
Schaffung klarer 

Verantwortlichkeiten

Zu den grundlegenden Proble-
men der Finanzverfassung gehört 
die Missachtung fundamentaler 
fi nanzpolitischer Gestaltungsprin-
zipien. Dies gilt sowohl hinsicht-
lich der Beziehung des Staates zu 
den Bürgern und der Wirtschaft 

wie auch für die Beziehungen der 
staatlichen Ebenen innerhalb des 
föderalen Finanzsystems. Man-
gelnde Fühlbarkeit der mit der Be-
reitstellung öffentlicher Leistungen 
verbundenen Kosten erzeugt Fis-
kalillusionen, d.h. es wird ein – der-
zeit – nicht fi nanzierbares hohes 
Leistungsniveau sowohl nachge-
fragt als auch bereitgestellt. 

Im Falle der Kreditfi nanzie-
rung ist der Verbund zwischen 
Entscheidern, Nutzern und Kos-
tenträgern zeitlich weitgehend 
aufgelöst. Daher ist das Problem 
der mangelnden Fühlbarkeit hier 
besonders gravierend. Die Mög-
lichkeit der Kostenexternalisierung 
auf Steuerzahler der nächsten 
Generation bedeutet zudem eine 
Aufl ösung des demokratischen 
Prinzips; denn die künftigen Wäh-
ler können mit ihren Stimmen die 
politischen Entscheidungsträger in 
der Gegen wart nicht durch Abwahl 
sanktionieren.

Bei einer grundlegenden Re-
form der Finanzverfassung im 
Sinne eines sich stärker selbst re-
gulierenden Regelkreises aus Auf-
gaben, Ausgaben und Einnahmen 
sollte sich die Politik des Korres-
pondenzprinzips erinnern.4 Denn 
ein Finanz sy stem, das – ganz im 
Sinne dieses Prinzips – die Bezie-
hungen zwischen „Nutzern“ kom-
munaler Leistungen (z.B. den Bür-
gern und Unternehmen), den „Ent-
scheidern“ über fi nanz wirksame 
Maßnahmen in den Kommunen 
(z.B. Bundes- und Landespoliti-
ker, Oberbürgermeister, Stadtrat, 
Beigeordnete) und den „Kosten-
trägern“ kommunaler Leistungen 
(z.B. Gebühren- und Steu erzahler 
als Kostenträger bzw. das Land 
durch den Finanzausgleich) stärkt, 
vermei det die Fehlanreize des be-

4 Vgl. M. O l s o n : The Principle of Fiscal 
Equivalence, in: American Economic Review, 
59. Jg. (1969), S. 479-487.

stehenden Systems und kann die 
fi skalische Krise verrin gern helfen. 
Konkret muss die Finanzverfas-
sung stärker am Kongruenz- und 
Subsi di aritätsprinzip, am Konnexi-
tätsprinzip und am Äquivalenzprin-
zip orientiert werden.5

Maßnahmenkomplex 2: 
Finanzpolitisches Leitbild und 
Schuldenbegrenzungsregeln

Leitbild der Finanzverfassung 
kann nur der Ausgleich von Aus-
gaben und Einnahmen sein. Den-
noch kann die Dy na mik des Wirt-
schaftsprozesses bei gegebenem 
staatlichen Aufgabenbestand da zu 
führen, dass dieser Ausgleich in-
folge wirtschaftlicher Krisen durch 
sinkende Steuereinnahmen und 
höhere Ausgaben für die soziale 
Sicherung verfehlt wird. Von der 
bestehenden Schuldenschranke 
im Grundgesetz (Art. 115 I in Ver-
bindung mit Art. 109 II GG) ging 
bisher kaum eine Begrenzungswir-
kung aus – im Gegenteil: Sie ver-
minderte den Anpassungsdruck. 
Der Ausnahmetatbestand einer 
erhöhten Kreditaufnahme infolge 
einer Störung des gesamtwirt-
schaftlichen Gleichgewichts ist 
daher zu streichen. Das fi nanzpoli-
tische Leitbild des ausgeglichenen 
Haushalts ist in dreierlei Hinsicht 
zu konkretisieren, durch

die Bestimmung eines fi nanzpo-• 
litischen Entwicklungskorridors,

die Festlegung eines staatlichen • 
Verschuldungs- und Zinsmaxi-
mums und 

die Berücksichtigung der demo-• 
grafi schen Nachhaltigkeit der 
Kreditaufnahme.

Zum Ausgleich von Liquiditäts-
schwankungen kann ein Korridor 
um den von der Finanzplanung 

5 Vgl. M. J u n k e r n h e i n r i c h : Reform des 
Gemeindefi nanzsystems. Mission Impossib-
le?, in: Vierteljahreshefte zur Wirtschaftsfor-
schung, 72. Jg. (2003), H. 3, S. 423-443.
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anhand der Prognose der Steuer-
einnahmen festgelegten Ausga-
benpfad (+/- x %) gelegt werden. 
Innerhalb einer bestimmten Frist 
(z.B. fünf Jahre) wären dann Kre-
ditaufnahmen wieder zu tilgen. 
Das bedeutet aber, dass mit der 
Aufnahme von Krediten zeitgleich 
ein verbindliches Konsolidierungs-
konzept aufgestellt werden muss. 
Für Bund und Länder wäre somit 
ein Verfahren, wie es für die Kom-
munen bereits besteht, einzufüh-
ren. In gleicher Weise sind uner-
wartete Einnahmenüberschüsse 
innerhalb des Korridors in einem 
Fonds zu hinterlegen. Auf diese 
Weise ist ein in sich geschlosse-
nes Ausgleichssystem für Liqui-
ditätsschwankungen aufzubauen. 
Bei der Festlegung des Verschul-
dungs- und Zinsmaximums ist zu 
berücksichtgen, dass die heute 
aufgenommenen Schulden nach-
folgende Generationen – primär 
– in dem Maße belasten, wie sie 
daraus auch Nutzen ziehen und 
zur Finanzierung beitragen können 
(demografi sche Nachhaltigkeit).

Überschreitet der Finanzbedarf 
den Liquiditätskorridor, sind sofort 
wirkende Ausgabenbeschränkun-
gen oder Einnahmenerhöhungen 
zwingend vorzuschreiben. Aus-
gabenbeschränkungen entspre-
chend den erwarteten Defi ziten 
sind prozentual zunächst auf alle 
Bereiche gleich zu verteilen, um 
eine sofortige Wirkung zu erzielen. 
Bei anhaltender Finanzschwäche 
wäre in einem zweiten Schritt eine 
Aufgabenkritik anzusetzen, die die 
Einnahmenausfälle entsprechend 
politisch gesetzten Prioritäten ver-
teilt. Die Vorgehensweise (a) sofort 
streichen und (b) dann diskutieren 
stellt das bisherige Verhalten (a) 
erst abwarten, (b) dann diskutieren 
und (c) dann – nur ein bisschen – 
streichen, auf den Kopf.

Maßnahmenkomplex 3: 
Information und Transparenz 

Eine notwendige, aber nicht hin-
reichende Bedingung für die Errei-
chung eines Haushaltsausgleichs 
und die Vermeidung zu hoher 
Schulden ist die Haushaltstrans-
parenz. Dies bezieht sich zum ei-
nen auf das Rechnungswesen des 
Staates selbst und zum anderen 
auf die Information der Öffentlich-
keit über die fi nanzielle Lage des 
Gemeinwesens (Berichtswesen). 
Das öffentliche Rechnungswe-
sen basiert noch immer primär 
auf der einnahmen- und ausga-
benorientierten Kameralistik. Der 
Ressourcenverzehr wird damit nur 
unzureichend dargestellt und Zu-
kunftslasten (z.B. Pensionslasten) 
fi nden keinen hinreichenden Nie-
derschlag. 

Auf der kommunalen Ebene ist 
die Einführung des – an der Dop-
pik ausgerichteten – Neuen Kom-
munalen Finanzwesens (NKF) 
eingeleitet worden. Damit wird zu-
künftig ein umfassenderes und re-
alistischeres Bild der kommunalen 
Finanzlage entstehen.6 Die Kosten 
kommunaler Leistungen können 
präziser erfasst werden. Investitio-
nen müssen über die Abschreibun-
gen jährlich erwirtschaftet werden. 
Auch die Folgekostenproblematik 
dürfte eine bessere Berücksichti-
gung fi nden. Schließlich wird das 
Neue Kommunale Finanzwesen  
eine konsolidierte Betrachtung des 
Konzerns Stadt, also der Kernver-
waltung mit den Auslagerungen er-
möglichen. Damit sind zumindest 

6 Auf kommunaler Ebene besteht bislang 
noch nicht einmal Klarheit über die tatsächli-
che Höhe der Verschuldung. Das traditionelle 
fi nanzstatistische Berichtswesen erfasst nur 
die im Kernhaushalt einer Gemeinde aufge-
nommenen Verbindlichkeiten (Investitions- 
und Kassenkredite), nicht aber die Schulden 
der rechtlich selbständigen kommunalen 
Unternehmen. Vgl. M. J u n k e r n h e i n r i c h , 
G. M i c o s a t t  unter Mitwirkung von F. B o -
e t t c h e r : Kommunaler Schuldenreport 
Nordrhein-Westfalen, Bertelsmann Stiftung 
(Hrsg.), Gütersloh 2007.

die Kommunen auf dem Weg zu 
einem besseren Controlling ihrer 
Haushalte.7

Ein umfassendes Informations-
system bzw. Frühwarnsystem fehlt 
bislang für Bund und Länder und 
die meisten Gemeinden. Es kann 
einen wichtigen Beitrag zum Ab-
bau der Schuldenillusion lei sten. 
Sachgerechte fi nanzpolitische Ent-
scheidungen folgen daraus aber 
noch nicht zwingend.7

Maßnahmenkomplex 4: 
Haushaltskontrolle

Erst harte Schuldenbegren-
zungsregeln und eine unabhängi-
ge Instanz mit Aufsichtsfunktion 
und Sanktionsmöglichkeiten sind 
in der Lage, im Krisenfalle nach-
haltigen Anpassungsmaßnahmen 
durchzusetzen. Auf der Grundlage 
eines Informationssystems kann 
eine Kontrollinstanz die Einhaltung 
der fi nanzpolitischen Zielvorgaben 
und Schuldenbegrenzungsregeln 
überwachen, bei Überschreiten 
des Korridors das Einsetzen au-
tomatischer Regelungen zur Ein-
nahmenerhöhung oder Ausgaben-
senkung kontrollieren, beratend 
tätig werden und letztendlich auch 
sanktionierend einschreiten. Genau 
an diesem Punkt scheiterten in der 
Regel bisher die Bemühungen um 
Schuldenbegrenzungen:

Einnahmenerhöhungen sind zum • 
einen unpopulär, zum anderen 
angesichts eingeschränkter Ein-
nahmenautonomie bei Ländern 
und Kommunen nur begrenzt 
möglich. Derzeit können lediglich 
die Kommunen von der Kom-
munalaufsicht bei unausgegli-
chenen Haushalten zu Maßnah-
men wie z.B. der Anhebung der 
Realsteuerhebesätze veranlasst 

7 Vgl. J. L a n g e , M. J u n k e r n h e i n r i c h 
(Hrsg.): Doppelt gebucht hält besser? Kauf-
männisches Rechnungswesen und kom-
munale Haushaltspolitik, Reburg-Loccum 
(= Loccumer Protokolle), 11/05, 2006. 
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werden. Dies hat den Charakter 
eines (verdeckten) „Solidaritäts-
beitrags“ zum Schuldenabbau, 
weshalb auch denkbar ist, ein 
solches Instrument separat für 
alle Gebietskörperschaftsebenen 
einzurichten, z.B. ein Schulden-
soli als Annex an die Einkom-
mensteuer. 

Auf der Ausgabenseite ist die • 
Autonomie durch langfristige 

Verpfl ichtun gen (z.B. Personal-
ausgaben, Erhaltungsaufwand) 
sowie durch Pfl icht  ausgaben (z.B. 
im Sozialbereich) eingeschränkt. 
Gerade die Finanzierung der 
Rechtspfl ichten hat aber in der 
Vergangenheit vor allem bei den 
Kommunen zum Aufbau der Kas-
senkredite geführt. Deshalb ist 
daran zu denken, dass auch Ein-
schränkungen bei den Rechts-
pfl ichten möglich gemacht wer-

den, wenn die Finanzierung einer 
Körperschaft langfristig gefähr-
det ist. Niemand kann dauerhaft 
jenseits seiner Leistungsfähig-
keitsgrenze wirtschaften. Damit 
wird ein Zwang auf den Pfl ichten-
veranlasser ausgeübt, der häufi g 
nicht der Aufgabenfi nanzier ist, 
Konnexität herzustellen. 

Die Bewertung der Haushaltsla-
ge und möglicher künftiger Risiken 
ist ein Po litikum, da mit ihr stets 
auch eine Beurteilung der bisheri-
gen Regierungsleistung verbunden 
ist. Insofern kommt der institutio-
nellen Zuordnung der Bewertungs-
kompetenz eine nicht zu unter-
schätzende Bedeutung für die 
Wirksamkeit des Instrumentes zu. 
Die Situationsanalyse muss stärker 
auf der Grundlage öko nomischer 
Rationalität vorgenommen werden. 
Entsprechend sollte die Aufgabe 
der Haushaltsaufsicht an eine un-
abhängige mit einem hohen Maß 
an Reputation und sachlicher Kom-
petenz ausgestattete Institution 
(analog dem Bundesrechnungshof 
oder der Bundesbank) delegiert 
werden.8 Dies gilt für Bund, Länder 
und Gemeinden.

Im Einzelnen sind folgende Vor-
teile einer unabhängigen Haus-
haltsaufsicht zu nennen:

Die Verfügungsgewalt über die • 
(aus politökonomischer Sicht so 
verführerische) öffentliche Ver-
schuldung wird den politischen 
Akteuren zwar nicht vollständig 
entzogen, aber doch erheblich 
eingeschränkt. 

Die Einschränkung erfolgt erst • 
dann, wenn die Politik die von ihr 
selbst gesetzten Begrenzungen 

8 Demgegenüber sollen dem Stabilitätsrat, 
wie er in der Kommissionsarbeitsgruppe 1 
diskutiert wird (Stand: 12.8.2008), lediglich 
der Bundesminister der Finanzen und die für 
Finanzen zuständigen Minister der Länder 
angehören (Entwurf von § 1 des Gesetzes zur 
Vermeidung und Behebung von Haushalts-
notlagen).
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dauerhaft nicht einhält – wenn al-
so Politikversagen vorliegt. 

Aufgrund ihrer politischen Unab-• 
hängigkeit steht die Institution 
außerhalb des Wettbewerbs um 
Wählerstimmen, dem aus polit-
ökonomischer Perspektive ent-
scheidende Bedeutung für die 
fortdauernden Budgetdefi zite 
zukommt.

Die Sinnhaftigkeit dieser Reform-
option wird durch die Erfahrungen 
mit der Kommunalaufsicht unter-
mauert. Die Kommunalaufsicht 
kann zwar präventiv (Anzeige- und 
Genehmigungspfl icht) und repres-
siv (bei Zuwiderhandlung) tätig 
werden. Unter dem Einfl uss der 
Politik hat sie sich aber zu häufi g 
als „zahnloser Tiger“ erwiesen und 
der Entstehung fi skalischer Krisen-
fälle zusehen müssen.

Fazit: So könnte es gehen

Die Nachhaltigkeit der Finanz-
politik von Bund, Ländern und 
Kommunen ist an ein ganzes Bün-
del von Grundvoraussetzungen 
geknüpft, die durch die anreizo-
rientierte Reform der Finanzver-
fassung zu schaffen sind (vgl. die 
Übersicht auf der vorhergehenden 
Seite).

Die Akteure benötigen 
handlungs re le van te Informationen 
über die Finanzwirksamkeit ihrer 
Entscheidungen. Dazu zählen ins-
besondere ein betriebswirtschaft-
lich orientiertes Rechnungswesen 
– wie es die Kommunen derzeit 
einführen – und eine sachgerech-
te Finanzplanung. Die Installierung 
eines schuldenpolitischen Früh-
warnsystems ist sinnvoll, aber kein 
instrumenteller Hoffnungsträger. 
Entscheidend ist vielmehr, dass die 
vorliegenden Informationen auch 
wahrgenommen und in fi nanzpo-
litisches Handeln umgesetzt wer-
den. Erst wenn die Akteure durch 

positive (Belohnung) oder negative 
Anreize (Sanktion) zu einem sol-
chen Verhalten bewegt werden, 
wird sich eine nachhaltige Finanz-
politik einstellen. Erst die Fühlbar-
keit der Entscheidung vermeidet 
Fehlverhalten.

Insofern ist die Schaffung klarer 
Verantwortlichkeiten im Sinne des 
Korrespondenzprinzips die zentra-
le Voraussetzung für haushaltspo-
litisch rationale Entscheidungen. 
Akteure, die Entscheidungen tref-
fen, müssen mit den fi nanziellen 
Folgen ihres Verhaltens konfron-
tiert werden. Diese Grundanfor-
derung gilt sowohl zwischen den 
gebietskörperschaftlichen Ebenen 
als auch zwischen den Generatio-
nen. Jede Mög lich keit zur Abwäl-
zung der fi nanziellen Folgen auf 
Dritte konterkariert das Anliegen 
der Haushaltsdisziplin. 

Die Gesamtverschuldung sollte  
an ein leistungfähigkeitsorientier-
tes Verschuldungsmaximum (z.B. 
in % des Bruttoinlandsproduktes 
oder gemessen an der Höhe der 
„freien Spitze“) und an einen auf 
die Gesamtausgaben bezogenen 
maximalen Zinsausgabenanteil ge-
bunden werden. Die sich aus Liqui-
ditätsschwankungen ergebende 
Verschuldung muss sich in einem 
engen fi nanzpolitischen Entwick-
lungskorridor bewegen und an ei-
nen Ausgleichsfonds gekoppelt 
sein, in den Überschüsse einfl ie-
ßen. Auf diese Weise entsteht im 
Zeitablauf ein interner Ausgleichs-
mechanismus. Über schreitet der 
Finanzbedarf diesen Korridor, 
sind sofort wirkende Ausgaben-
beschränkungen bzw. Einnah-
menerhöhungen vorzuschreiben. 
Ähnlich wie die Kommunen von 
der Kommunalaufsicht dazu ver-
anlasst werden, die Hebesätze bei 
den Realsteuern zu erhöhen, wäre 
es denkbar, beim Überschreiten 
des Korridors eine Erhöhung der 

Einkommen steuer vorzunehmen. 
Damit würde eine direkte Fühlbar-
keit für die Bürger entstehen, was 
erhebliche Sparsamkeitsanreize 
bewirken würde.

Entscheidend ist, dass auf allen 
Ebenen eine Haushaltsaufsicht in-
stalliert wird, die einen hohen Grad 
an Unabhängigkeit und Sach-
kompetenz aufweist. Dabei muss 
ebenenübergreifend der Aufga-
ben- und Kostenverursacher iden-
tifi ziert werden. Denn nur so kann 
die Übertragung von Aufgaben auf 
andere Ebenen – etwa die Kom-
munen – ohne Kostendeckung 
vermieden bzw. das Konnexitäts-
prinzip verwirklicht werden. 

Für eine erfolgreiche Reform 
braucht es jedoch mehr als ein 
sachlich richtiges Regelwerk: 
Es braucht zum einen politische 
Überzeugungstäter, d.h. Politiker, 
denen die Lösung des Staats-
schuldenproblems ein prinzipiell 
nicht verhandelbares Herzensan-
liegen ist. Darüber hinaus sind eine 
intensive Kommunikation der Zie-
le, ein hohes Maß an Glaubwürdig-
keit und ein gehöriges politisches 
Stehvermögen unverzichtbar – al-
lesamt Faktoren, für die auch die 
Wissenschaft keine Patentrezepte 
hat. Last but not least hängt der 
Erfolg einer Reform häufi g auch ein 
Stück weit von politischer Fortune 
ab: Ein Wirtschaftsabschwung, ei-
ne Führungskrise oder schlechte 
Umfragewerte zur Unzeit, können 
jede noch so durchdachte politi-
sche Strategie zunichte machen. 
Es ist daher zu hoffen, dass die 
deutsche Politik den schwierigen 
Weg zur Lösung des Staatsschul-
denproblems jetzt beschreitet, 
bevor sich das gegenwärtige „win-
dow of opportunity“ im Wahljahr 
2009 wieder schließt.
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Es ist vergleichsweise schwie-
rig, von außen abzuschätzen, 

was letztlich das Resultat der Fö-
deralismuskommission II sein wird. 
Im Zentrum steht die Neuregelung 
der Finanzbezie hun gen zwischen 
Bund und Ländern. Dabei sind 
sich alle darin einig, dass der jet-
zige Schul denstand zurückgeführt 
werden muss und dass man sich in 
Zukunft am Grundsatz des ausge-
glichenen Haushalts orientieren 
sollte. Was das genau bedeutet 
und wie man im Einzelnen vor-
gehen soll, darüber scheint jedoch 
bisher keine Einigkeit zu bestehen. 
Man wird sich wohl wieder auf den 
kleinsten gemeinsamen Nenner 
einigen. Auch werden bestimmte 
zent rale Fra gen, wie z.B. die Poli-
tikverfl echtungsfalle oder die Frage 
der kontraproduktiven An reize des 
deutschen Länderfi nanzausgleichs, 
gar nicht oder kaum angegangen, 
wobei letzterer auch gar nicht auf 
der Agenda steht. Andererseits 
wird immer noch eine Änderung 
der Re gelung zur Neugliederung 
der Bundesländer diskutiert, ob-
wohl diesbezüglich kaum etwas 
für die fi nan zielle Gesundung der 
überschuldeten Bundesländer zu 
erwarten ist. 

Im Folgenden kann es schon aus 
Platzgründen nicht darum gehen, 
das zu erwartende Ergebnis insge-
samt zu bewerten, sondern es sol-
len einige wichtige Punkte heraus-
gegriffen werden, die aus schwei-
zerischer Perspektive besonders 
auffallen.

Die Politikverfl echtungsfalle

Das größte strukturelle Problem 
des deutschen Föderalismus ist 
das, was F. Scharpf bereits im Jahr 
1985 als „Verfl echtungsfalle“ be-
zeichnet hat: die Situation, dass in 

weiten Bereichen weder der Bund 
noch die Länder insgesamt über ih-
re je eigenen Angelegenheiten ent-
scheiden können, sondern dass es 
immer auch der Zustimmung der je 
anderen Ebene bedarf.1 

Zwar wurde diese Falle durch 
die Föderalismusreform I etwas 
gemildert, aber sie besteht nach 
wie vor im Bereich der Finanzver-
fassung: Bei Änderungen der Ge-
meinschaftssteuern ist jede Ebene 
auf die Zustimmung der jeweils 
anderen Ebene ange wie sen. Dies 
hat mehrfach zu ge genseitigen 
Blockierungen geführt, wenn im 
Sinne eines „divided govern ment“ 
die Opposi tion im Bundestag die 
Länderkammer dominiert und dies 
ausgenutzt hat, um auf die Politik 
des Bundes Einfl uss zu nehmen. 
Dadurch wurden Ver ant wort lich-
keiten verwischt, und es ent stand 
de facto eine große Koalition, wo-
bei die Op posi tion im Bund zwar 
wesentlich an der Gesetzgebung 
beteiligt war, aber dafür vor der Öf-
fent lichkeit keine (oder allenfalls 
eine sehr geringe) Verantwortung 
übernehmen musste. 

Der ar tige Situa tionen, die nicht 
nur, aber auch im Bereich der öf-
fentlichen Finanzen erhebliche Pro-
bleme nach sich ziehen können, 
sind auch in Zukunft zu erwarten, 
da „gespaltene Stimm abgaben“ 
in demokratischen Systemen, in 
denen die Wählerinnen und Wäh-
ler über die partei politische Zu-
sammensetzung unterschiedlicher 
staatlicher Ebenen separat ent-
scheiden kön nen, häufi g auftreten. 
Dies gilt nicht nur in Deutschland 

1 Siehe hierzu F. W. S c h a r p f : Die Politik-
verfl echtungsfalle: Europäische Integration 
und deut scher Födera lismus im Vergleich, in: 
Politische Vierteljahresschrift, 26. Jg. (1985), 
S. 323-356.

für die Zeiten, in denen im Bundes-
tag und Bun desrat unter schiedliche 
Mehrhei ten bestanden (und in Zu-
kunft wieder bestehen wer den), 
son dern auch in den Vereinigten 
Staaten, wo es seit dem Zweiten 
Weltkrieg fast die Regel ist, dass 
die Partei des Präsidenten nicht die 
Mehrheit der Kongressabgeord-
neten stellt,2 und selbst für Frank-
reich in den Zeiten der „Kohabita-
tion“. Bezüglich dieses Aspekts ist 
Deutsch land kein Aus nahmefall, 
wohl aber be züglich der Konse-
quenzen, die sich daraus er geben.

Die Lösung dieses Problems be-
darf einer Grundgesetzänderung, 
wozu jetzt – in der Zeit der großen 
Koalition – auch die Möglichkeit 
bestünde: der Abschaffung des In-
stituts der Ge meinschaftssteuern 
in seiner heutigen Form. Dies gilt 
insbesondere für die Einkommen-
steuer natürli cher und ju risti scher 
Personen. Dabei kann man drei 
Schritte unterscheiden: 

Der erste und wichtigste Schritt • 
wäre relativ einfach möglich: Er 
bestünde in getrennt festgeleg-
ten He besätzen für den Bund und 
für die Länder. Bei weiterhin be-
stehender gemeinsamer Bemes-
sungsgrundlage und ge meinsa-
mem Steuertarif könnte der Bund 
alleine über seine Einnahmen aus 
diesen Steuern befi nden, ohne 
die Länder um Erlaubnis fragen zu 
müssen. Gleichzeitig könnten die 
Länder gemeinsam ihren Hebe-
satz festlegen, ohne Auswir-
kungen auf die Ein nahmen des 
Bundes, aber auch ohne dessen 
Zustimmung zu benötigen. Da-
mit stünden die Einnahmen aus 

2 Zur Situation in den Vereinigten Staaten 
siehe z.B. A. A l e s i n a ,  H. R o s e n t h a l : 
Partisan Politics, Di vided Government, and 
the Economy, Cambridge 1995.

Gebhard Kirchgässner

Die Verfl echtungsfalle bleibt bestehen
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diesen Steuern nach wir vor al-
len drei Ebenen zur Verfügung, 
aber die heute bestehen den An-
reize würden wegfallen, bei un-
terschiedlichen Mehrheiten in 
Bundestag und Bundesrat aus 
parteitak tischen Überlegungen 
die andere Seite zu blockieren.3

Ein weiterer Schritt könnte darin • 
bestehen, dass sowohl der Bund 
als auch die Länder zu sammen 
das Recht hätten, für sich einen je 
eigenen Steuertarif festzulegen. 

Schließlich könnte man es in die • 
Befugnis der einzelnen Länder 
stellen, (möglicherweise inner-
halb be stimmter Grenzen) ihre je 
eigenen He besätze fest zulegen. 
Letzteres würde bedeuten, dass 
den ein zelnen Ländern zumindest 
eine begrenzte Steuerautono mie 
zugestanden würde. Damit würde 
sich ein (begrenzter) Steuerwett-
bewerb zwischen den Bundes-
ländern ergeben. 

Damit könnte das zweite Haupt-
problem des deutschen fi skali-
schen Föderalis mus angegan gen 
werden: die zu geringe Verantwort-
lichkeit der einzelnen Bun desländer 
für ihre Finanzen. Diese ergibt sich 
zum einen aus einem Finanzaus-
gleich, der viel zu weitgehend ist. 
Er bestraft Länder, die sich um zu-
sätzliche Steuereinnahmen bemü-
hen, da ihnen das zusätzli che Auf-
kommen wieder weit gehend weg-
gesteuert wird, und er „belohnt“ 
Länder für ihr Nichtstun, wenn sie 
darauf hoffen können, dass sie 
zum einen über den Finanzaus-
gleich und zum zwei ten im „Haus-
haltsnotlagenfall“ über Klagen 
beim Bundesverfassungsge richt 
durch zu sätzliche Zuwendungen 
vom Bund und/oder anderen Bun-
desländern Hilfe in fi nanzpolitisch 
schwieri gen Situationen erhal ten. Er 

3 Derzeit hat der Bund zwar mit den Ergän-
zungsabgaben zur Einkommen- und Körper-
schaftssteuer (Artikel 106 GG) eine freilich 
sehr eng begrenzte Autonomie, während die 
Länder nicht einmal darüber verfügen.

zerstört damit Anreize zu fi nanzpo-
litisch verantwortli chem Han deln. 
Solches würde erzwungen, wenn 
zum einen der Fi nanzausgleich we-
niger weit gehend wäre und zwei-
tens keine Hoffnung auf zusätzliche 
Hilfen bestünde. Eine wesent liche 
Voraus setzung dafür, dass die Län-
der dann auch in der Lage wä ren, 
sich selbst zu hel fen, wäre, dass sie 
auch über Steuerautonomie ver-
fügten, selbst wenn diese begrenzt 
wäre, da erforderli che Anpassun-
gen in solchen Situationen häufi g 
nicht ausschließlich über die Aus-
gabenseite er folgen können, son-
dern auch die Einnahmenseite mit 
einbeziehen müssen.

Die in der Kommission geäu-
ßerte Befürchtung, dass 16 unter-
schiedliche Steuerregime im Falle 
einer Steuer autonomie der Län-
der abschreckend auf potentielle 
ausländische Investo ren wirken 
könnten, ist kaum gerechtfertigt. 
Ein Modell mit einheitlicher Bemes-
sungsgrundlage für eine propor-
tionale Kör perschaftssteuer mit 
einem Hebesatz recht der einzel-
nen Bundeslän der ist z.B. sehr viel 
trans pa renter als das heutige, sehr 
komplexe und intransparente Sys-
tem der Unternehmensbesteue-
rung in den 26 Schweizer Kan-
tonen. Dennoch hat die Schweiz 
der zeit kein Problem, Unter nehmen 
anzuwerben. Die Unterschiede 
in der steuerlichen Belastung der 
Unter nehmen er mögli chen es viel-
mehr, bei der Anwerbung von Un-
ternehmen strate gisch zu handeln. 
Wenn einige Bundesländer beson-
ders niedrige Körperschafts steuern 
haben, kön nen sie Unterneh men 
anziehen, die bei einem im gesam-
ten Bundesgebiet gleichen (und 
damit höheren) Steuer satz nicht 
nach Deutschland kämen. Über die 
höheren Bundessteuern sowie den 
Finanzaus gleich käme dies auch 
den anderen Bundesländern zugu-
te.

Schuldenbremsen

Dass die Verschuldung sowohl 
des Bundes als auch der Länder 
nicht nur begrenzt, sondern zu-
mindest in Relation zum Sozialpro-
dukt auch zurückgefahren werden 
sollte, ist wohl kaum umstritten. 
Insofern ist es zu begrüßen, dass 
über die Einführung von Schulden-
bremsen auf beiden Ebenen ernst-
haft nachgedacht wird. Dass von 
verschiedenen Seiten mittelfristig 
eine Nettoneuverschuldung von 
Null angestrebt wird, ist angesichts 
der derzeitigen Situation eben falls 
vernünftig.4 Dies gilt umso mehr, 
als in den offi ziell ausgewiesenen 
Schulden die sich aus den Beam-
tenpensionen ergebenden zukünf-
tigen Zahlungsverpfl ichtungen der 
öffentlichen Haushalte gar nicht 
aus gewiesen sind. 

Zwar ist ein durchschnittliches 
permanentes Defi zit der Staats-
haushalte durch aus mit einer nach-
haltigen Finanzpolitik vereinbar; es 
kommt darauf an, dass – bei einer 
ge ringen Verschuldung – das (eben-
falls geringe) Defi zit nicht stärker als 
das Bruttoinlandspro dukt wächst.5 
Auch macht es Sinn, Investitionen 
nicht aus dem laufenden Haushalt 
zu bezah len, sondern in einen In-
vestitionshaushalt aufzunehmen 
und über einen län geren Zeitraum 
abzuschreiben. Schließlich schreibt 
auch der schweizerische Kanton 
mit der schärfsten Schuldenbrem-
se, der Kanton St. Gallen, größere 
Investitionen über einen Zeit raum 
von zehn Jahren ab. 

4 Siehe z.B. Aktualisierte Leitlinien der AG 
Föderalismus II der CDU/CSU-Bundestags-
fraktion, Stand 20.6.2008, Kommissions-
drucksache 123. Alle Kommissionsdrucksa-
chen sind unter http://www.bundestag.de/
Parlament/gremien/foederalismus2/drucksa-
chen/ abrufbar.

5 Siehe hierzu den klassischen Beitrag von 
E. D. D o m a r : The „Burden of the Debt“ and 
National Income, in: American Economic 
Review, 34 Jg. (1944), S. 798-827; sowie G. 
K i rc h g ä s s n e r : Sustainable Fiscal Po-
licy in a Federal State: The Swiss Example, 
in: Swiss Political Science Review, 11. Jg. 
(2005), S. 19-46.
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Die derzeitige Verschuldung kann 
jedoch nicht mehr als gering ange-
sehen werden, und sie liegt zudem 
über der durch den Vertrag von 
Maastricht vorgegebenen Grenze 
und sollte schon aus diesem Grund 
zurückgeführt werden. Insofern ist 
es sinnvoll, auch auf längere Zeit 
eine durchschnittliche Neuver-
schuldung von Null anzustreben, 
wie dies z.B. auch bei der Schul-
denbremse der Schweizerischen 
Eidgenossenschaft der Fall ist.

Es ist jedoch schade, dass bei 
der Diskussion von Schuldenbrem-
sen nur auf das Modell des Schwei-
zer Bundes und nicht auf jenes der 
Kantone eingegangen wird. Man-
che Kantone, wie insbesondere St. 
Gallen und Freiburg, haben sehr 
viel effi zientere Schuldenbrem-
sen und de facto heute auch keine 
Schulden: Die Einnahmen aus Ka-
pitalvermögen sind deutlich höher 
als die für die Schulden zu zahlen-
den Zinsen.6 

Diese Art von Schuldenbremse 
er fordert jedoch eine erhebliche 
Au tonomie der einzelnen Gliedkör-
perschaften nicht nur auf der Aus-
gaben-, sondern auch auf der Ein -
nahmenseite, insbesondere bei 
den Lohn- und Einkommensteuern. 
Die Übertragung der Gesetzge-
bungskompetenz für die Grund-
steuer, Grunderwerbsteuer und 
Gewerbesteuer dürfte hierfür kaum 
ausreichen. Da die Möglichkeit von 
Zuschlagsrechten der Länder bei 
den Lohn- und Einkommensteu-
ern zwar von der CDU thematisiert 
wird, im Positionspapier der SPD 
jedoch nicht einmal angesprochen 
wird, ist leider kaum davon aus-
zugehen, dass dies auch realisiert 
wird.7 Damit wird eine Chance 

6 Eine Übersicht über die verschiedenen Mo-
delle fi ndet sich in T. S t a u f f e r : Instrumente 
des Haushaltsaus gleichs: Ökonomische Ana-
lyse und rechtliche Umsetzung, Basel 2001.

7 Siehe Kommissionsdrucksache 123, a.a.O.; 
sowie Föderalismusreform II: Beschluss der 
SPD-Bundestags fraktion, Kommissions-
drucksache 127.

vertan. Denn ohne entsprechende 
Kompe tenzen auf der Einnah men-
seite kann man von den einzelnen 
Bun desländern kaum erwarten, 
dass sie eine verantwor tungsvolle 
Finanzpolitik betreiben.

Neugliederung des 
Bundesgebietes

Eine Neugliederung des Bundes-
gebiets, wie sie ebenfalls diskutiert 
wurde, ist weder eine notwendige 
noch eine hinreichende Voraus-
setzung für eine sinnvolle Neuord-
nung der Bund-Länder-Finanz-
beziehungen. Rein ökonomisch 
betrachtet ist eine Neugliederung 
sinnvoll, wenn dadurch Asymmet-
rien abgebaut werden. Es geht 
nicht darum, ob die einzelnen Bun-
desländer zu klein sind; die Schweiz 
hat mit ihren 26 Kantonen sehr viel 
kleinere Gliedstaaten und kann gut 
damit leben. Probleme ergeben 
sich beim fi skalischen Wettbewerb 
aus Asym metrien, seien diese nun 
durch deren Größe, Struktur oder 
Entwick lungsstand bedingt. Eine 
Neugliederung könnte zu deren 
Abbau beitragen. Politisch ist eine 
solche Neugliederung jedoch nur 
dann sinnvoll, wenn sie auch von 
der Bevölkerung der betroffenen 
Bundesländer ak zeptiert wird. Da 
im Augenblick nicht zu erkennen 
ist, dass von Seiten der betroffenen 
Länder Zu stimmung erwartet wer-
den kann, sind solche Überlegun-
gen müßig. 

Die in diesem Zusammenhang 
vorgeschlagenen Möglichkeiten 
einer Neufassung von Artikel 29 
Grundgesetz8 sind aus schwei-
zerischer Perspektive sehr un-
terschiedlich zu beurteilen. Die 
Alterna tive I will den Volksentscheid 
abschaffen.9 Damit würde der klei-

8 Vorschläge zur Neufassung von Artikel 29 
GG, eingereicht von den Kommissionsmit-
gliedern Ernst Burg bacher, MdB und Dr. Vol-
ker Wissing, MdB, Kommissionsdrucksache 
119.

9 Dies gilt z.B. auch für den SPD-Abgeord-
neten Volker Kröning. Siehe Kommissions-
drucksache 127, a.a.O., S. 33.

ne Rest direkter De mokratie, der in 
Deutschland auf Bundesebene be-
steht, auch noch eliminiert. In einer 
Zeit, in wel cher die direkte Demo-
kratie international auf dem Vor-
marsch ist und in welcher gleich-
zeitig in Deutschland die Politikver-
drossenheit immer mehr zunimmt, 
kann man sich ein politisch falsche-
res Signal kaum vorstellen. Es wür-
de deutlich machen, dass die poli-
tische Klasse sich nicht einmal bei 
der Frage der Ausgestaltung der 
Bundesländer an den Willen des 
Souveräns gebunden fühlt. 

Anders sieht es bei der Alternati-
ve II aus. Hier wäre die Abschaf fung 
der Be stimmung, dass die Mehrheit 
der abgegebenen Stimmen min-
destens ein Viertel der zum Bun-
destag Wahlberechtigten umfassen 
muss, durchaus erwägenswert. 
Die Schweiz lebt bei ihren Volks-
abstimmungen auch ohne solche 
Quoren recht gut. Auch wenn man 
hier eine Änderung vornehmen will, 
sollte man sich jedoch dessen be-
wusst sein, dass diese Frage für 
die Neuord nung der Bund-Länder-
Finanzbeziehun gen absolut be-
deutungslos ist. Es wäre vermut-
lich bes ser, wenn man sich in der 
heutigen Diskussion auf Fragen 
beschränkte, die für dieses Thema 
zentral sind.

Sehr viel ist somit von der Fö-
deralismusreform II leider nicht zu 
erwarten. Insbesondere wird die 
Verfl echtungs falle und damit das 
Grundproblem des deutschen Fö-
deralismus bestehen bleiben. Auch 
im Vergleich mit der großen Föde-
ralismusreform, die die Schweiz in 
den vergangenen Jah ren durchge-
führt hat, ist es eher ein „Reförm-
chen“. Dies schließt freilich nicht 
aus, dass sich der Aufwand nicht 
doch gelohnt hat. Zwar dürfte es 
gemessen an dem, was man durch 
eine umfassende Reform erreichen 
könnte, wenig sein, aber vermutlich 
hat man von Anfang an nicht allzu 
viel erwarten dürfen.
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Nach zwei Anläufen hat die Fö-
deralismusreform einen Stand 

erreicht, der weder in der Öffent-
lichkeit noch in der Wissenschaft 
und nicht einmal im Bundestag und 
Bundesrat große Aufmerksamkeit 
erzielt. Nach Abschluss der Föde-
ralismuskommission I haben eini-
ge Vorschläge der Kommission zu 
Verfassungsänderungen geführt. 
Der Politik ist es jedoch bisher 
nicht gelungen, diese Reformen 
dem Bürger nahezubringen; zu 
speziell waren die Korrekturen, als 
dass sie vom Bürger wahrgenom-
men würden.

Föderalismusreformen in 
Deutschland

In der Geschichte der Bundes-
republik hat ständig eine Diskus-
sion um die föderative Struktur 
Deutschlands stattgefunden. Be-
ginnend mit dem Herrenchiemseer 
Entwurf als Vorläufer des Grundge-
setzes, über die Vorgaben der Al-
liierten Besatzungsmächte und die 
Ergebnisse der Tröger-Kommission 
war das Bekenntnis in Wissen-
schaft und Politik zur Autonomie 
der Länder bis heute stets groß. In 
der praktischen gesellschaftspo-
litischen Entwicklung dominierten 
dagegen die Vereinheitlichung und 
damit die zentralisierende Rolle 
des Bundes.

Föderalismuskommission I

Mit der Beauftragung der Föde-
ralismuskommission I im Jahr 2003 
sollte diese latente Diskussion ka-
nalisiert werden. In den Beratungen 
erfolgte eine deutliche Beschrän-
kung der Themen.

In der Wissenschaft ist der eng 
gefasste Beratungsgegenstand 
der Föderalismuskommission I, 
der den Finanzteil der Verfassung 
grundsätzlich ausschloss, von An-

fang an kritisiert worden. Auch in 
der Politik gab es viele Meinungs-
äußerungen, die mit den Ergebnis-
sen der Föderalismusreform I im 
Jahr 2006 nicht zufrieden waren. 
Hatten sich die Länder die Forde-
rung nach der Regelung vollstän-
diger „regionaler Lebenssachver-
halte“ auf die Fahnen geschrieben, 
so blieben statt regionaler Wirt-
schafts- und Arbeitsmarktpolitik le-
diglich Kompetenzen beim Laden-
schluss, im Gaststättenrecht und 
bei den Spielhallen, in der Umwelt-
politik die Regelung des Freizeit-
lärms, in der Sozialpolitik lediglich 
das Heimrecht. Die neugewonne-
nen Kompetenzen der Länder er-
strecken sich vor allem auf Einzel-
sachverhalte, die dem Prinzip der 
Subsidiarität folgend auf Landes-
ebene angesiedelt wurden.

Für den Bereich der zustim-
mungspfl ichtigen Bundesgesetze 
stützt sich die Kommission unter 
anderem auf eine entsprechende 
Expertise des wissenschaftlichen 
Dienstes des Bundestages. Der 
Erfolg ist hier noch nicht absehbar. 
Zwar haben die Bereiche, in denen 
der Bund den Ländern die Rege-
lung der konkreten Verfahrensge-
staltung überlässt, zugenommen, 
so dass ein Zustimmungsrecht der 
Länder für bundespolitische Ent-
scheidungen entfällt. Allerdings ist 
fraglich, inwieweit der Bund von 
seiner möglichen gesetzgeberi-
schen Zurückhaltung auch Ge-
brauch macht. Dort, wo die Verfah-
rensregelungen erhalten bleiben, 
kommt vielmehr ein weiterer zu-
stimmungspfl ichtiger Tatbestand 
hinzu, dessen Auswirkungen heute 
noch nicht absehbar sind. Ergeb-
nisse, die zu Verfassungsänderun-
gen führten, beschränken sich auf 
begrenzte Politikbereiche:

die Aufhebung der Rahmenge-• 
setzgebung des Bundes (Art. 75 
GG (alt)),

erweiterte Tatbestände der kon-• 
kurrierenden Gesetzgebung nach 
Art. 72 GG (neu) und Art. 74 GG 
(neu),

die Zustimmungspfl icht für Bun-• 
desgesetze, die ein bundesein-
heitliches Verwaltungsverfahren 
vorschreiben (Art. 84 Abs. 1 GG 
(neu)),

das Verbot der Übertragung von • 
Aufgaben auf Gemeinden/Ge-
meindeverbände durch den Bund 
(Art. 84 Abs. 1 und Art. 85 Abs. 1 
GG (neu)),

die alleinige Zuständigkeit des • 
Bundes in den Bereichen der ter-
roristischen Gefahrenabwehr, des 
Waffenrechtes und der Nutzung 
der Kernenergie (Art. 73 GG),

die Beteiligungsrechte der Län-• 
der bei europäischen Regelun-
gen, die die Gebiete der schuli-
schen Bildung, der Kultur oder 
des Rundfunks betreffen (Art. 23 
Abs. 6 GG (neu)),

die Regelung des Hochschul-• 
wesens als alleinige Länder-
kompetenz mit Ausnahme der 
Forschungs- und Investitionsför-
derung nach Art. 91b GG (neu) 
sowie die Frage der Hochschul-
zulassung und -abschlüsse (Art. 
74 Abs. 1 Nr. 33 GG (neu)),

den Hauptstadtstatus Berlins • 
inklusive der entsprechenden 
fi nanziellen Verantwortung des 
Bundes (Art. 22 Abs. 1 GG (neu)).

Die Finanzbeziehungen zwi-
schen Bund und Ländern sind im 
Zuge der Föderalismusreform I 
weitgehend unberührt geblieben. 
Ausnahmen bilden nur die Steuer-
hoheit der Länder bei der Grunder-

Thomas Lenk

Föderalismuskommission III – Reformen sind Daueraufgabe
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werbsteuer (Art. 105 2a GG (neu)), 
die aufgrund ihres Aufkommens 
eher marginal ist, eine Einigung 
über die Lastenaufteilung, die auf-
grund eines Verfahrens im Rahmen 
des EU-Stabilitätspaktes entste-
hen können (Art. 109 Abs. 5 GG 
(neu)) sowie die neuen Regelungen 
zur Forschungsförderung. 

Bewertung der Ergebnisse

Rückblickend lässt sich fest-
stellen, dass die Föderalismusre-
form I auch dem selbstgesteckten 
Anspruch der Kommission kaum 
gerecht wurde: Es ging darum, 
die bundesstaatliche Ordnung 
und die Bund-Länder-Finanzbe-
ziehungen einfacher und transpa-
renter zu gestalten, Aufgaben zu 
entfl echten und neu zu ordnen. 
Damit sollte der deutsche Födera-
lismus für die Herausforderungen 
des globalen Wettbewerbs und für 
eine vertiefte wie erweiterte Euro-
päische Union gewappnet werden. 

Sowohl im politischen als auch 
im wissenschaftlichen Bereich be-
stand die weit verbreitete Auffas-
sung, dass mit einer Erhöhung der 
landeseigenen Kompetenzen die 
Landesparlamente Gestaltungs-
hoheit zurückgewinnen sollten. 
Dadurch sollte den seit Gründung 
der Bundesrepublik Deutschland 
bestehenden Tendenzen hin zu ei-
ner Zentralisierung und einer Uni-
tarisierung („unitarischer Bundes-
staat“) entgegengewirkt werden, 
die sich insbesondere seit der Wie-
dervereinigung im föderalistischen 
System Deutschlands beobachten 
lassen. Vor allem die süddeutschen 
Länder hatten die Forderung erho-
ben, dass der föderale Wettbewerb 
gestärkt und die vermeintliche 
Übernivellierung im Länderfi nanz-
ausgleich bei einer kommenden 
Verfassungsnovellierung abgebaut 
werden sollten.

Was lässt sich nun aus dem 
Verlauf des Beratungsprozesses 
und den Ergebnissen zur Födera-

lismusreform I für die zukünftige 
politische und wissenschaftliche 
Diskussion ersehen? Spätestens 
die zähen Beratungen der Födera-
lismuskommission I hatten für vie-
le überraschend gezeigt, dass die 
Komplexität der zu regelnden Po-
litikbereiche, wie zum Beispiel Ent-
scheidungen im föderativen Mehr-
ebenensystem, kaum monokausal 
zu lösen ist – eine Tatsache, mit 
der viele (wissenschaftliche) Beob-
achter nur schwer umgehen kön-
nen. Denn die Empfehlungen der 
wissenschaftlichen Gutachter, die 
in vielen Fällen sehr grundsätzlich 
und modelltheoretisch angelegt 
waren, treffen selten die Problem-
lage der Verfassungswirklichkeit. 
Neben (macht-) politisch durch-
setzbaren Reformmodellen, an de-
nen vor allem die Politik interessiert 
ist, muss die Politikberatung also 
viel stärker die vernetzten Kausa-
litäten zwischen der kompetenz-
rechtlichen Ebene und den sach-
politischen Notwendigkeiten in den 
einzelnen Politikfeldern in den Blick 
nehmen. Dies betrifft insbesonde-
re Lebensbereiche, die sowohl in 
kommunale, als auch in landes-, 
bundes- oder gar europaspezifi -
sche Zuständigkeiten fallen. 

Es hatte sich bald auch eine all-
gemeine Ernüchterung über große 
Reformen des deutschen Födera-
lismus eingestellt.

Föderalismuskommission II

Nach dem (vorläufi gen) Schei-
tern der Föderalismuskommission I 
im Dezember 2004 wurden die Be-
ratungen von der Großen Koalition 
wieder aufgenommen und im Som-
mer 2006 zu einem Abschluss ge-
bracht. Schon frühzeitig hatte sich 
im politischen Raum die Forderung 
der FDP durchgesetzt, deren Mit-
wirkung bei den Verfassungsände-
rungen 2004 noch notwendig ge-
wesen wäre, sich in einer zweiten 
Föderalismuskommission auch mit 
den fi nanzverfassungsrechtlichen 
Fragen auseinanderzusetzen.

Staatsverschuldung im Fokus

In den letzten Monaten sind der 
Föderalismuskommission II zum 
Finanzbereich verschiedene Vor-
schläge vorgelegt worden, die sich 
insbesondere auf die offenkundi-
gen Probleme der Staatsverschul-
dung beziehen. Irritierend, wenn 
auch nicht überraschend, ist dabei, 
dass die Länder, die auch mehr-
heitlich an der Kritik der bestehen-
den Verschuldungsregelungen ak-
tiv beteiligt waren, sich bisher noch 
zu keinem gemeinsamen Vorschlag 
durchringen konnten.

Das ist angesichts der unter-
schiedlichen Interessenlagen der 
16 Länder zu den Möglichkeiten 
einer zukünftigen Kreditaufnahme 
und dem Abbau bestehender Alt-
schulden (zurzeit sind alle Länder 
zusammen mit rund 460 Mrd. Euro 
verschuldet) durchaus nachvoll-
ziehbar. Schließlich war die Leis-
tungsfähigkeit der Länder schon 
vor der Wiedervereinigung diver-
gent. Nach dem Beitritt der neuen 
Länder ist die Diskrepanz zwischen 
leistungsstarken und leistungs-
schwachen Ländern noch wesent-
lich größer geworden. Nur sehr 
langsam scheint sich der große 
Abstand bei den originären Steuer-
einnahmen zu schließen. Dennoch 
haben die neuen Länder auch 2007 
erst ein Niveau zwischen 40% 
und 52% der originären Steuer-
kraft pro Einwohner des Länder-
durchschnitts erreicht, während 
die westdeutschen Flächenländer 
zwischen 83% und 144% auszu-
weisen haben.1 Bei dieser divergie-
renden originären Steuerkraft der 
Länder ist auch in den nächsten 
Monaten mit keinem großen Wurf 
zu rechnen. 

Eine Einigung wie in der Vergan-
genheit zu Lasten des Bundes ist 
bei der bekannten Verschuldungs-
lage höchst unwahrscheinlich. 

1 Nach den neuesten Zahlen des Bundes-
fi nanzministeriums (Bundestagdrucksache 
16/10124) vom 15.8.2008, S. 16.
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Zwar ist die jährliche Neuverschul-
dung sowohl beim Bund als auch 
bei den Ländern in den letzten 
Jahren sichtbar zurückgeführt wor-
den, so dass auch aufgrund der 
aktuellen konjunkturellen Lage die 
Größen ordnung der jährlichen Neu-
verschuldung (in der Zukunft) nicht 
als dominantes Problem wahrge-
nommen wird. Anders verhält es 
sich bei dem hohen Schuldenstand 
von Bund und Ländern.

Schuldenregelungen
im Grundgesetz

Die beiden für die Verschuldung 
maßgeblichen Artikel im Grundge-
setz sind Art. 109 GG und Art. 115 
GG. Nach Art. 109 GG besteht 
für den Bund und die Länder eine 
originäre Verpfl ichtung zur Beach-
tung des „gesamtwirtschaftlichen 
Gleichgewichts“ bei ihrer Haus-
haltswirtschaft. Hier wird auch in 
der Zukunft für alle Gebietskör-
perschaften eine Verpfl ichtung zu 
einem gleichgerichteten Vorgehen 
unabdingbar sein. Ergänzend dazu 
enthält Art. 115 GG bis heute eine 
Obergrenze für die Kreditaufnah-
me, die sich an den jeweiligen In-
vestitionen orientiert. Art. 115 GG 
gilt nur für den Bund, die Länder 
haben ähnliche Regelungen in ihre 
Landesverfassungen aufgenom-
men.

Unverkennbar hat sich die Dis-
kussion der fi nanzverfassungs-
rechtlichen Probleme im Rahmen 
der Föderalismuskommission II auf 
die Neufassung der Art. 109 GG 
und Art. 115 GG fokussiert. Unbe-
streitbar haben beide Verfassungs-
bestimmungen die Regierungen 
und die Parlamente in Bund und 
Ländern in der Vergangenheit 
nicht davon abhalten können, die 
vorhandenen Obergrenzen immer 
wieder zu überschreiten. Die ver-
fassungsrechtlichen Verpfl ichtun-
gen, bei der Kreditaufnahme die 
gesamtwirtschaftlichen Erforder-
nisse zu beachten, war offenbar 
zu weich, als dass die Politik sich 

auch um eine Reduzierung der 
Kreditaufnahmen und sogar zum 
Schuldenabbau in konjunkturellen 
Boomphasen verpfl ichtet gefühlt 
hätte. Dies gilt auch heute noch.

Stringentere 
Verschuldungsregelungen?

Das hat viele aber nicht davon 
abgehalten, für die Zukunft strin-
gente und klare Verschuldungs-
begrenzungen zu fordern. Jedoch 
zeigt sich in den jüngsten Debat-
ten, dass es nach wie vor eine äu-
ßerst schwierige Aufgabe bleibt, 
allgemeine Ziele, Absichtserklärun-
gen und Ausnahmen in einem neu-
en Verfassungstext festzulegen.

Kontrovers ist die Frage zwi-
schen den Politikern im Bund und 
in den Ländern, ob (in Zukunft) ein 
totales Schuldenverbot oder eine 
begrenzte strukturelle Verschul-
dung zulässig sein soll. Noch unter-
schiedlicher sind die politischen Er-
klärungen, ob es künftig noch eine 
antizyklische Finanzpolitik geben 
soll und wie ohne Verschuldung 
prozyklische Haushaltswirkungen 
vermieden werden können.

Bemerkenswert ist in diesem Zu-
sammenhang auch, dass allgemei-
ne Bemühungen erkennbar sind, 
die konjunkturelle Kreditaufnahme 
im selben Konjunkturzyklus wieder 
auszugleichen, so dass die öffent-
lichen Haushalte entsprechend 
dem keynesianischen Ansatz keine 
konjunkturbedingte Verschuldung 
am Ende eines Konjunkturzyklus 
aufweisen dürften; die Einzelheiten 
dazu sind völlig umstritten. Alle die-
se Konzepte setzen voraus, dass 
sowohl der Konjunkturverlauf, als 
auch die Höhe der notwendigen 
konjunkturellen Kredite genau vor-
hersehbar und planbar sind. Der-
artige langfristige Konjunkturprog-
nosen waren in der Vergangenheit 
nicht möglich und werden es auch 
zukünftig nicht sein. Damit ist der 
gewollte konjunkturelle Schulden-
ausgleich in der Größenordnung 
von vielen Milliarden Euro nicht 

zu gewährleisten. Ausgeglichene 
Haushalte über einen Konjunktur-
zyklus hinweg sind ein anstrebens-
wertes Ziel. In der Realität sind sie 
aber – ohne verbindliche Verpfl ich-
tungen zur Rücklagenbildung und 
ohne klare Verantwortlichkeiten bei 
deren Aufl ösung in noch zu defi nie-
renden wirtschaftlich schlechten 
Zeiten – kaum zu verwirklichen.

Alternative Formulierungen 
sinnvoll?

Um die Finanzpolitik (in Krisen-
fällen) handlungsfähig zu erhalten, 
sollen nach vielen Vorschlägen kon-
zeptionelle Differenzierungen und 
Ausnahmen aufgenommen wer-
den, die verfassungsrechtlich ab-
zusichern sind. Die Gefahr ist dabei 
allerdings groß, dass die „weichen“ 
Formulierungen des heutigen Art. 
115 GG zur Schuldenbegrenzung 
nur durch neue abstrakte Begriffe 
ersetzt werden, deren Interpreta-
tion und Anwendung politisch ge-
nauso strittig wären, wie die beste-
henden Termini. Allerdings würde 
auch eine Verschiebung in beste-
hende oder neu zu normierende 
Ausführungsgesetze kaum die ge-
wünschte bindende und dauerhaf-
te Funktion der Schuldenregelung 
leisten. Zudem bleibt beim anste-
henden Gesetzgebungsverfahren 
offen, ob und wie die Länder die 
gesamte Schuldenbegrenzungsre-
gelung des Bundes in ihre Landes-
verfassungen und Landesgesetze 
übernehmen. Fakt ist: Erst seriöse, 
praxisnahe Simulationen geben 
Aufschluss über die quantitativen 
Auswirkungen, die Nachhaltigkeit 
und die Grenzen neuer Schulden-
regelungen. Sie sind Vorausset-
zung für ein fi nanzwirtschaftlich 
verantwortungsvolles Handeln des 
Verfassungsgebers.

Einbindung der Länder durch 
das Grundgesetz

Im Unterschied zum Art. 115 GG 
ist Art. 109 GG auch für die Länder 
bindend. Hier ist die konjunktur-
orientierte Handlungsverpfl ich-
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tung aller staatlichen Gebiets-
körperschaften verbindlich festge-
halten. Für die Zukunft ist mit einer 
verstärkten Einbindung von Bund 
und Ländern zu rechnen, zumal 
das Bundesverfassungsgericht ein 
dringendes Regelungsbedürfnis für 
Haushaltsnotlagen angemahnt hat.

Frühwarnsystem und 
Haushaltsnotlage

So sehen diverse Vorschläge für 
den Finanzteil der Föderalismusre-
form II auch die Einführung eines 
Frühwarnsystems und ein Verfah-
ren zur Vermeidung und Behebung 
von Haushaltsnotlagen vor. Dies 
sind unter föderalistischen Aspek-
ten sehr sensible Bereiche für die 
Autonomie der einzelnen Haus-
haltsträger. Während eine fi nanz-
wirtschaftliche Bewertung eines 
relativ kleinen Wirtschaftsraumes 
mit einem Zentralstaat und 16 
Gliedstaaten ein Zusammenwirken 
und entsprechende Verfl echtungen 
nahelegt, ist dies aus der Perspek-
tive selbständiger Länder und Par-
lamente leicht als Beschränkung 
und Bevormundung von außen 
zu interpretieren. Diese Gradwan-
derung lässt sich an rechtlichen 
Vorschriften zur Kooperation auf 
Bundesebene schwer beurteilen, 
weil sie von einer Aufwertung des 
Finanzplanungsrats zu einem Sta-
bilitätsrat mit Prüfungs- und Über-
wachungsfunktionen allein nicht 
erfasst wird. Diese hängt entschei-
dend von der gewollten Dominanz 
des Stabilitätsrats und dessen Ein-
fl uss auf die Haushaltsgestaltung 
der einzelnen Länder ab.2

Insbesondere im Frühwarnsys-
tem sind noch viele Kriterien und 
begriffl iche Abgrenzungen der lau-
fenden Haushaltspolitik zur klären 
und zu harmonisieren. Dieses ist 
angesichts des jahrelangen Aus-
einanderlaufens der Strukturierun-
gen und Gliederungen der einzel-
nen Länderhaushalte eine lang-
wierige und streitanfällige Aufgabe. 

Aus fi nanzwissenschaftlicher Sicht 
ist ein funktionierendes Frühwarn-
system in einem föderativen Staat 
eigentlich unumgänglich und da-
her anzustreben. Nur so kann mit 
einem abgestuften Verfahren ver-
hindert werden, dass sich einzelne 
Gebietskörperschaften unkontrol-
liert und ohne jede Sanktion zu 
Lasten der Übrigen verhalten.2

Altschulden

Weil die staatlichen Altschulden 
sehr unterschiedlich auf den Bund 
und die einzelnen Länder verteilt 
sind – gleichzeitig aber eine Über-
einstimmung zum Abbau dieses 
hohen Schulden standes besteht – 
sind hier Zeiträume angesprochen, 
die weit über eine mittelfristige Fi-
nanzplanung und einen vollen Kon-
junkturzyklus hinausgehen. Diese 
Daueraufgabe wird wegen ihrer 
fi nanziellen Dimension und der un-
terschiedlichen Leistungsfähigkeit 
des Bundes und der Länder des-
halb nur solidarisch gelöst werden 
können. Noch ist dazu kein kon-
sensfähiger Vorschlag vorhanden.

Rechtliche Formulierungen 
fehlen noch

Bisher sind die Vorschläge der 
beiden Vorsitzenden der Födera-
lismuskommission II, dem baden-
württembergischen Ministerprä-
sidenten Günther H. Oettinger 
(CDU) und dem SPD-Fraktions-
vorsitzenden Peter Struck, noch 
nicht in Gesetzesfassung vorgelegt 
worden. Doch dürften schon jetzt 
Zweifel angebracht sein, dass den 
für Mitte Oktober dieses Jahres 
angekündigten Vorschlägen alle 
Länder – leistungsstarke und leis-
tungsschwache – gleichermaßen 
zustimmen können. Insofern ist 
hier zurzeit nicht mehr als eine Zwi-
schenbilanz mit Ausblick möglich. 

2 Vgl. zu der gesamten Problematik auch P. 
B o f i n g e r,  T. L e n k , H.-P. S c h n e i d e r : 
Zukunftsfähige Finanzpolitik – Voraussetzun-
gen einer aufgabenadäquaten Finanzaus-
stattung der Länder, Berliner Wissenschafts-
Verlag (BWV) 2008.

Im Übrigen stehen in den nächsten 
Wochen neben den beschriebenen 
Finanzfragen noch die restlichen 
Teile des Auftrages der Föderalis-
muskommission II zur Beratung, 
Entscheidung und Umsetzung an; 
auch dies sind mithin sehr kompli-
zierte und detaillierte Problemfel-
der.

Was wird nach 2019?

Betrachtet man die fi nanzverfas-
sungsrechtlichen Reformvorschlä-
ge im Rahmen der Föderalismus-
reform II, so kann man – auch im 
Rückblick bis auf die Anfänge der 
Bundesrepublik Deutschland – nur 
einmal mehr feststellen, dass sich 
eine abschließende und perfekte 
Rahmenordnung für das fi nanzielle 
Bund-Länder-Verhältnis nicht fi n-
den lassen wird. Vielmehr bedürfen 
wesentliche fi nanzverfassungs-
rechtliche Fragen auch zukünftig 
einer den gewandelten gesell-
schaftlichen und politischen Rah-
menbedingungen entsprechenden 
Beantwortung. Die Leistungen der 
grundgesetzlich verankerten Fi-
nanzverfassung dürfen allerdings 
auch nicht klein geredet werden: 
Diese Verfassung hat den Wieder-
aufbau Westdeutschlands ermög-
licht. Dieser war bis 1989 weitge-
hend abgeschlossen. Durch den 
Beitritt der ostdeutschen Länder 
zur Bundesrepublik traten fi skali-
sche Probleme von einer ganz neu-
en Dimension zu Tage. Auch der 
grundlegende Konfl ikt zwischen 
unitarischen Lösungsansätzen ei-
nerseits und Autonomie der Länder 
andererseits, der charakteristisch 
für föderative Staaten ist, trat noch 
deutlicher und kontroverser hervor. 
Ungeachtet dessen halten sich in 
der Finanzwissenschaft nach wie 
vor Erwartungen an eine völlig neue 
föderative Verfassung mit einem 
großen Maß an Länderautonomie 
sowohl auf der Einnahmen- als 
auch auf der Ausgabenseite ihrer 
Haushalte. Inwieweit aber die 
gesellschaftspolitische Entwick-
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Seit fast zwei Jahren beraten die 
Mitglieder der Föderalismus-

kommission II nun über Reformen 
der Finanzverfassung und der fö-
deralen Verwaltungsstrukturen, 
Themen, über die in der ersten 
Kommission keine Einigkeit erzielt 
werden konnte. Derzeit scheint 
noch wenig Konsens bei den ein-
zelnen Punkten zu bestehen. Die 
in einem Jahr anstehende Bundes-
tagswahl übt allerdings Druck aus, 
Kompromisse zu fi nden. Wegen 
des ebenfalls qualifi zierten Zustim-
mungserfordernisses des Bundes-
rates spielen die Länder eine wich-
tige Rolle. Welche Entscheidungen 
zeichnen sich derzeit ab? Welche 
längerfristigen Folgen wären davon 
zu erwarten?

Neue Verschuldungsgrenze und 
Haushaltsnotlagenprävention

Sowohl der Europäische Stabi-
litätspakt als auch die Haushalts-
notlagen einiger Länder, die bei der 
geltenden Verschuldungsgrenze 
entstanden sind, erfordern eine 
restriktivere Verschuldungsgrenze. 
Bei einer passiven Stabilisierungs-
politik müssen die in der Rezession 
hingenommenen Defi zite im Boom 
wieder getilgt werden. Die CDU 
und das Bundesfi nanzministerium 
präferieren Verschuldungsgrenzen 
für den Gesamtstaat von 0 bzw. 
0,5% des Bruttoinlandsproduktes 

über einen Mehrjahreszeitraum, 
z.B. einen Konjunkturzyklus, wo-
bei eine Schuldenbremse nach 
Schweizer Vorbild die konjunktu-
relle Anpassungsfähigkeit sichern 
soll. Teile der SPD und einige 
Länder fordern, dass neben einer 
solchen Verschuldungsgrenze ei-
ne Investitionsfi nanzierung über 
Kredite weiterhin möglich sein soll, 
die allerdings über die Lebens-
zeit der Investitionsobjekte auch 
wieder getilgt werden müssen. Da 
möglicherweise keine Einigung 
zwischen Bund und Ländern über 
die zukünftige Verschuldungsgren-
ze hergestellt werden kann, wird 
außerdem überlegt, das (Fast-)
Verschuldungsverbot nur für den 
Bund gegebenenfalls auch nur 
bundesrechtlich zu regeln und die 
Länder ihre Kreditgrenzen selbst 
regeln zu lassen.

Zur Vermeidung zukünftiger 
Haushaltsnotlagen ist ein Sta-
bilitätsrat geplant, der aus dem 
Finanzplanungsrat heraus gebil-
det werden soll. Dieser soll einen 
strukturell ausgeglichenen Haus-
halt bei allen Gebietskörperschaf-
ten erreichen und sichern. Zudem 
soll er über Sanktionen im Falle 
von Regelverstößen beschließen. 
Außerdem ist die Einrichtung eines 
fi nanzstatistischen Frühwarnsys-
tems vorgesehen, mit dessen Hilfe 
Haushaltsnotlagen in Zukunft im 

Vorfeld identifi ziert und therapiert 
werden können. Höchst umstritten 
sind Konsolidierungshilfen für fi -
nanzschwache überschuldete Län-
der. Die Idee, die Staatsschulden 
netto zu tilgen, wurde mittlerweile 
verworfen. Vielmehr wird an sich 
zu Recht eine restriktive Verschul-
dungsgrenze als dafür geeignet an-
gesehen, die Staatsschuldenquote 
dauerhaft zu reduzieren.

Zumindest derzeit, in einer Peri-
ode stark steigender Steuereinnah-
men für alle Gebietskörperschaften 
und einer günstigen fi nanziellen 
Entwicklung der Arbeitslosen- und 
der Rentenversicherung, scheint 
die Sanierung der öffentlichen 
Haushalte politische Konjunk-
tur zu haben. Insoweit ist nicht 
auszuschließen, dass sich eine 
Zweidrittelmehrheit für ein struk-
turelles Verschuldungsverbot oder 
die 0,5%-Grenze fi ndet. Ob damit 
allerdings auf Dauer eine tragfähi-
ge Verschuldungsgrenze politisch 
wirksam installiert werden kann, 
ist in mehrfacher Hinsicht höchst 
fraglich. Denn die Wege zur wir-
kungsgleichen Schattenverschul-
dung z.B. über Leasingverträge 
oder über ungedeckte Ansprüche 
in der Beamtenversorgung, bleiben 
weiterhin offen. Privatisierungs-
erlöse sollen zwar nicht mehr auf 
den strukturellen Finanzierungs-
saldo angerechnet werden. Eine 
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lung im föderativen Deutschland 
in Zukunft dafür aufgeschlossen 
ist, muss fraglich bleiben. Sicher-
lich kann das gesamte Spektrum 
von staatenbundähnlichen bis zu 
zentralstaatlichen Organisations-

formen wieder diskutiert werden. 
Die Politik steht allerdings bald 
vor der Aufgabe, nach der noch 
zu fi ndenden Übergangsrege-
lung rechtzeitig eine dauerhafte 
Anschlussregelung für die föde-

rativen Finanzverhältnisse nach 
2019 zu beschließen, da das 
Maßstäbegesetz, die Regelung 
zum Länderfi nanzausgleich und 
der Solidarpakt II dann auslaufen 
werden.
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Verschiebung der Kreditaufnahme 
auf ausgelagerte öffentliche Insti-
tutionen (sogenanntes „off-bud-
get-borrowing“), wie z.B. bei US-
amerikanischen Bundesstaaten 
und Kommunen, denen die Wähle-
rInnen schon vor drei Jahrzehnten 
einen materiellen Haushaltsaus-
gleich verordnet hatten, ist wei-
terhin möglich. Deutschland sollte 
nach den Erfahrungen mit der Fi-
nanzierung der deutschen Einheit 
über diverse Fondskonstruktionen 
in der ersten Hälfte der 90er Jah-
re diesbezüglich ein „gebranntes 
Kind“ sein. 

Ein Verschuldungsverbot ver-
hindert auch nicht, dass Lasten auf 
zukünftige Generationen verscho-
ben werden. Die schon seit Jah-
ren über die Investitionshaushalte 
betriebene Konsolidierungspoli-
tik bewirkt einen kontinuierlichen 
Verfall des öffentlichen Infrastruk-
turkapitalstocks. Bei dem derzeit 
extrem niedrigen Niveau der öf-
fentlichen Nettoinvestitionen (In-
vestitionsausgaben ohne Finanz-
investitionen abzüglich kalkulatori-
scher Abschreibungen) würden nur 
dann keine Lasten mehr auf späte-
re Haushalte verschoben, wenn in 
der Tat netto getilgt würde. 

Der Vorschlag von Rheinland-
Pfalz, ein strukturelles Verschul-
dungsverbot mit der Erlaubnis der 
Kreditfi nanzierung von – restriktiv 
defi nierten – öffentlichen Investi-
tionen zu kombinieren, entspricht 
einem intergenerativ gerechten 
Konzept der Infrastrukturfi nanzie-
rung, wenn auch die Beamtenver-
sorgung und andere Formen der 
Schattenverschuldung einbezo-
gen werden. Ein solches Konzept 
müsste die Bestimmung des erfor-
derlichen Investitionsvolumen dem 
Haushaltsgesetzgeber überlassen 
und dieses nicht als eine Rest-
größe einer zwischen Bund und 
allen Ländern verhandelten Steu-
erpolitik defi nieren. Auch die kom-
munale Investitionsfi nanzierung 

würde bei einem strikten Verschul-
dungsverbot mit Schuldenbrem-
se noch konjunkturabhängiger 
werden als heute, weil die Länder 
den Kommunen in der Rezession 
nicht mehr konjunkturell stabile 
schuldenfi nanzierte Investitionszu-
schüsse mit internen Tilgungsraten 
entsprechend der Nutzungsdauer 
zahlen könnten. 

Inwieweit der Stabilitätsrat von 
sich aus stark genug sein wird, die 
Gesamtverschuldung des öffentli-
chen Sektors auch dann innerhalb 
der Grenzen des Europäischen 
Stabilitätspakts zu garantieren, 
wenn sich die Konjunktursituation 
verschlechtert oder Wahlen an-
stehen, bleibt fraglich. Wenn vor 
allem die Länder Unterfi nanzie-
rungen ihrer Haushalte nicht durch 
autonome Steuererhöhungen aus-
gleichen können, bleibt auch die 
Staatsverschuldung letztendlich 
nicht beherrschbar.

Steuerautonomie für die Länder

In der Tat ist wohl das schwie-
rigste Thema der Föderalismusre-
form das der Steuerautonomie für 
die Länder. Einigkeit scheint darü-
ber zu bestehen, dem Bund die Er-
tragskompetenz bei der Kfz-Steu-
er zu übertragen, dies allerdings 
möglicherweise nicht im Aus-
tausch für die Versicherungsteuer, 
sondern gegen einen Festbetrag. 
Diese Konstruktion wird im Zwei-
fel immer über die Umsatzsteuer 
abgewickelt, wodurch deren Ab-
rechnung immer intransparenter 
wird. Eine Arbeitsgruppe prüft 
derzeit noch weitergehende Län-
derkompetenzen bei der Grund- 
und Grunderwerbsteuer. Bei der 
Grunderwerbsteuer war in der Fö-
deralismusreform I der Steuersatz 
bereits freigegeben worden. Des 
Weiteren wird geprüft, ob und wel-
che Möglichkeiten von Zuschlags-
rechten es bei der Einkommen- 
und Körperschaftsteuer gegebe-
nenfalls auch im Rahmen einer 
Experimentierklausel gibt und ob 

den Ländern Gestaltungsrechte 
bei der Gewerbesteuer eingeräumt 
werden können, wie dies Baden-
Württemberg gefordert hatte. Der 
Länderfi nanzausgleich soll dann 
über normierte Finanzkraftziffern 
berechnet werden.

Diese Ansätze sind als zwie-
spältig und wenig hilfreich anzu-
sehen. Denn immer noch haben 
die fi nanzstarken Länder nicht 
begriffen, dass sie einen fairen 
Steuerwettbewerb benötigen 
und nicht einen Wettbewerb, bei 
dem sie sich durch strategisch 
optimierte Bemessungsgrund-
lagen bei der Gewerbesteuer zu 
Lasten fi nanzschwacher Länder 
wirtschaftliche Vorteile verschaf-
fen. Wettbewerbsvorteile würden 
den fi nanzstarken Ländern auch 
bei Zuschlagsrechten zur Steuer-
schuld der Einkommen- und Kör-
perschaftsteuer entstehen, weil sie 
infolge der Steuerprogression auf 
ihre höheren Bemessungsgrundla-
gen größere Zuschlagsgrundlagen 
haben. Derartige Vorschläge dürf-
ten zu Recht nicht mehrheitsfähig 
sein. Ein fairer Steuerwettbewerb 
setzt zwar keine Gleichheit der 
– einwohnergrößenbereinigten – 
Zuschlagsgrundlagen voraus, wie 
dies von einigen Juristen gefordert 
wird. Die Unterschiede bei den 
Zuschlagsgrundlagen sollten aber 
auch nicht größer sein als die Un-
terschiede in der Wirtschaftskraft 
– eher sogar etwas kleiner –, weil 
nur so vom Steuerwettbewerb bei 
unvermeidbar fortdauernder Exis-
tenz des Länderfi nanzausgleichs 
zusätzliche Anreize ausgehen, 
Gewinne bei der wirtschaftlichen 
Kapazität in Relation zu anderen 
Ländern zu erzielen. 

Da die Ausgabenautonomie 
von Ländern und Gemeinden in 
Deutschland wegen der Vollzugs-
pfl ichten aufgrund des Bundes- 
und Europarechts höchst einge-
schränkt ist,  sind von dezentralen 
Gestaltungsrechten der Bemes-
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sungsgrundlagen wenig positive 
Effekte für einen standortförder-
lichen Wettbewerb zu erwarten. 
Die Manipulation der Steuerbasis 
zugunsten des eigenen Standorts 
– auch jenseits des europäischen 
Beihilfenverbots – führt zu verzerr-
ten Standortentscheidungen und 
lenkt vom Leistungswettbewerb 
über ein effi zientes regionales öf-
fentliches Güterangebot ab.

Da der Länderfi nanzausgleich 
einwohnerbezogen bleiben wird, 
drohen von einer Dezentralisierung 
der Immobilienbesteuerung außer-
dem Steuervergünstigungen für 
zuwandernde private Bauherrn, die 
vor allem die Bodenpreise in den 
von Ländergrenzen durchzogenen 
Metropolregionen mehr verzerren 
werden, als dies die Eigenheimzu-
lage je getan hat. Die Spannungen 
zwischen großen Kernstädten und 
Stadtstaaten und ihren Umland-
gemeinden aus dem sogenannten 
Speckgürtel dürften dabei wach-
sen. Sehr weitgehende Autonomi-
en der Länder bei der Gestaltung 
der Bemessungsgrundlage von 
Grund- und Grunderwerbsteuer 
würden außerdem die Ermittlung 
der einschlägigen Finanzkraft für 
den Länderfi nanzausgleich auf der 
Basis der Ist-Einnahmen und nor-
mierter durchschnittlicher Steuer-
sätze erschweren bzw. unmöglich 
machen. Hier könnte man zwar auf 
indikatorgestützte Schätzverfahren 
zurückgreifen; jedoch wäre dies 
wahrscheinlich der Beginn des Ab-
schieds vom Steuerkraftausgleich, 
der auch keine speziellen Bedarfs-
differenzen berücksichtigt. Die fi s-
kalischen Größenordnungen der 
Gestaltungsrechte und damit die 
Risiken für die einzelnen Länder 
dürften allerdings auch begrenzt 
sein und mit ihnen die effi zienzer-
höhenden Allokationswirkungen 
des föderalen Steuerwettbewerbs. 
Starke Impulse hierfür dürften nur 
von Steuersatzrechten der Länder 
bei der Einkommen- und Körper-
schaftsteuer zu erwarten sein, weil 

hier kleine Steuersatzänderungen 
große Aufkommenswirkungen ha-
ben. 

Zentrale Steuerverwaltung? 

Wenig beachtet von der Fachöf-
fentlichkeit wird das Thema Steu-
erverwaltung. Der Bund hatte nach 
Rechnungshofberichten, die große 
Unterschiede beim Steuervollzug 
durch die Länder nachwiesen, das 
Thema einer Übernahme der heute 
in Bundesauftragsverwaltung von 
den Ländern betriebenen Verwal-
tung von Einkommen- und Körper-
schaft- sowie Mehrwertsteuer in 
die Bundesverwaltung aufgewor-
fen. Die Mehreinnahmenpotentiale 
waren in einem Gutachten mit 11 
Mrd. Euro beziffert worden, wovon 
dem Bund knapp die Hälfte zuste-
hen würde. 

Die Bedeutung dieses Themas 
geht weit über die direkten fi skali-
schen Auswirkungen hinaus. Denn 
ungleicher Steuervollzug durch die 
Länder, für den im Übrigen die Län-
der die Kosten zu tragen haben, 
unterminiert nicht nur den verti-
kalen und den horizontalen bun-
desstaatlichen Finanzausgleich, 
sondern auch die Gleichheit des 
Steuerrechts. Es kann nicht aus-
geschlossen werden, dass Länder 
mit „scharfer“ Steuerverwaltung 
und hohem Personaleinsatz sich 
im Länderfi nanzausgleich benach-
teiligt fühlen und die Ergebnisse 
des Länderfi nanzausgleichs ver-
fassungsrechtlich an fechten wer-
den. Auch die im Zusammenhang 
mit dem Nichtvollzug des Progres-
sionsvorbehalts beim Mindest-
Elterngeld gezielt ungleiche An-
wendung des Steuerrechts ist hier 
höchst bedenklich, weil für diese 
Steuerausfälle kein Ausgleich im 
Länderfi nanzausgleich gezahlt 
werden dürfte. Es ist auch nicht 
ausgeschlossen, dass Steuer-
pfl ichtige ihre Steuerbescheide auf 
dem Rechtsweg angreifen werden, 
weil sie nachweisen können, dass 
sie an einem anderen Wohnort 

anders, d.h. günstiger besteuert 
worden wären. Es ist außerdem 
anzunehmen, dass auch von der 
Unterschiedlichkeit des Steuer-
vollzugs Anreize für Steuer- und 
Abgabenhinterziehung ausgehen, 
erst recht, wenn damit auch un-
terschiedlicher Aufwand für die 
Anfertigung der Steuererklärungen 
einhergeht. Insoweit besteht drin-
gender Handlungsbedarf.

Es ist allerdings nicht zu er-
warten, dass die Föderalismus-
reform II bei den Steuervollzugs-
kompetenzen substantielle Ände-
rungen bewirkt. Der Widerstand 
der Länder gegen eine Bundes-
steuerverwaltung macht deutlich, 
dass sie diesen Bereich unter ih-
rem Einfl uss halten wollen. Zudem 
dürfte der Transfer des betroffenen 
Personals der Länderfi nanzämter 
auf den Bund schwierig sein; auch 
weil unter anderem Befürchtungen 
bezüglich bundesweiter Verset-
zungsmöglichkeiten bestehen. Die 
Länder werden sich aber auf einen 
intensiveren elektronischen Infor-
mationsaustausch untereinander 
einlassen müssen, wofür der Bund 
durch die neue elektronische „le-
benslängliche“ Steuernummer be-
reits die informationstechnischen 
Voraussetzungen geschaffen hat. 

Des Weiteren könnte auch ein 
Kompromiss dahingehend gefun-
den werden, dass der Bund und 
hoffentlich auch die Öffentlichkeit 
mehr Informationen über den Län-
dersteuervollzug erhalten. Neben 
den Verschuldungsdaten gehören 
Kosten- und Leistungs-Daten über 
den Steuervollzug, die Antworten 
auf die Gleichheit des Vollzugs von 
bundeseinheitlichem Steuerrecht 
geben, zu den Kerndaten des in-
terföderalen Leistungsvergleichs. 
Diese könnten ergänzt werden um 
länderspezifi sche Daten bezüglich 
des Standardkostenaufwandes, 
den die Steuerpfl ichtigen für das 
Anfertigen ihrer Steuererklärungen 
haben. Sie sollten im Interesse der 
Länder auch ergänzt werden um 
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den ebenfalls als Standardkosten 
zu ermittelnden Vollzugsaufwand 
der jeweiligen Steuerverwaltung. 
Hierdurch ergeben sich Erkennt-
nisse über die Kosten und die Er-
träge des Steuerrechts, dem nicht 
nur Interessenverbände und Wis-
senschafterInnen, sondern auch 
FinanzpolitikerInnen immer wieder 
Überkomplexität und Vollzugsun-
tauglichkeit vorwerfen. Diese De-
batte könnte durch die Messungen 
und Datenlieferungen objektiviert 
werden und dauerhaft positive 
Rückwirkungen im Steuerrecht im 
Sinne einer echten Steuervereinfa-
chung haben.

Länder-Benchmarking 

Die Daten über den Steuervoll-
zug der Länder könnten neben 
den Daten zum fi nanzpolitischen 
Frühwarnsystem Eingang in ein 
geplantes Länder-Benchmarking 
fi nden. Dieses interföderale Leis-
tungsmessungssystem – kurz 
auch „Verwaltungs-PISA“ genannt 
– soll mehr Transparenz in die Ver-
waltungsleistungen der Länder 
bringen und damit unter anderem 
auch eine bessere parlamentari-
sche Kontrolle bewirken. Die Aus-
wahl der Benchmarking-Themen 
und die Beteiligung daran sind als 
freiwillig vorgesehen. Die Durch-
führung soll einer Benchmarking-
Agentur aus dem Bereich der 
Wissenschaft übertragen werden, 
die die Studien selbst oder durch 
Dritte durchführt und veröffentlicht 
und von einem internationalen Bei-
rat unterstützt wird. Die rechtlichen 
Grundlagen für das Benchmarking 
sollen in der Verfassung verankert 
werden.

Dass die „Vergleichskultur“ im 
deutschen Föderalismus recht 
wenig ausgeprägt ist, gehört zu 
seinen Funktionsdefi ziten. Denn 
gerade der Föderalismus erzielt 
einen guten Teil seiner gegenüber 
unitarischen Staaten besseren 
und effi zienteren Verwaltungsleis-

tungen dadurch, dass auch ver-
schiedene Wege des Vollzuges 
gegangen werden können und 
Verwaltungen systematisch unter 
Innovationsdruck gesetzt sind, 
weil es – zumindest zwischen den 
Ländern – horizontalen Wettbe-
werb innerhalb des Staatssektors 
um die besten Lösungen, die bes-
ten Verwaltungsleistungen gibt. Da 
es aber nach wie vor hier keinen 
„Markt“ gibt, müssen die Informa-
tionen für die Vergleiche speziell 
generiert werden. Andere Länder 
wie Australien, aber auch Kanada 
und die Schweiz führen seit länge-
rem Benchmarks durch, die sich 
auch auf die eigenen Aufgaben der 
Gliedstaaten beziehen und denen 
jeweils eine aufgabenspezifi sche 
Vergleichsgestaltung zugrunde ge-
legt ist, in der auch die Besonder-
heiten der Verwaltungsstrukturen 
Eingang fi nden.

Wie weit die Länder die nach ei-
ner entsprechenden Verfassungs-
änderung zu schaffenden wissen-
schaftlichen Kapazitäten auslasten 
werden, hängt auch davon ab, ob 
es gelingt, abgesicherte und po-
litisch akzeptierte methodische 
Grundlagen des föderalen Leis-
tungsvergleichs für die verschie-
denen Aufgabenbereiche zu ent-
wickeln. Hier ist die Wissenschaft 
gefordert, belastbare Konzepte 
außerhalb des sprichwörtlichen 
Elfenbeinturms zu erarbeiten und 
mit den Vertretern der Länder und 
des Bundes und – als Folge der 
Veröffentlichungspfl icht – mit der 
Öffentlichkeit zu kommunizieren. 
Gelingt dies, sind hiervon vielleicht 
die größten Verhaltensänderungen 
innerhalb des föderalen Systems 
zu erwarten, weil eine bis heute 
fehlende Verbindung zwischen 
den verschiedenen – horizontalen 
und vertikalen – Institutionen der 
Gewaltenteilung im deutschen Ex-
ekutivföderalismus geschlossen 
wird.

Ausblick
Nach den Erfahrungen der Fö-

deralismusreform I stellt sich die 
Frage, ob sich die Kommission 
und damit auch die in ihr vertre-
tenen föderalen Einheiten Bund 
und Länder über die erforderlichen 
Grundgesetzänderungen ver-
ständigen können oder ob sie am 
Ende doch nicht zu einem Kon-
sens kommen. Nach derzeitigem 
Stand der Diskussion scheinen 
sich Kompromisse bei der Ver-
schuldungsgrenze einschließlich 
des Frühwarnsystems mit einem 
Stabilitätsrat sowie eine Einigung 
beim Benchmarking und bei eini-
gen anderen Verwaltungsthemen 
abzuzeichnen. Anstelle einer Bun-
dessteuerverwaltung könnte die 
Vereinbarung von einheitlichen 
Leistungsstandards des Vollzugs 
der Gemeinschaftsteuern und de-
ren Einbeziehung in das Länder-
Benchmarking stehen.

Eher unwahrscheinlich sind 
Beschlüsse für eine substantiel-
le Steuerautonomie der Länder 
bei der Einkommen- und Kör-
perschaftsteuer. Bei Grunder-
werb- und Grundsteuer sowie der 
Gewerbesteuer sollte hingegen 
besser keine Dezentralisierung 
von Gestaltungsrechten der Be-
messungsgrundlagen stattfi nden. 
Autonomie beim Steuersatz auf 
ertragsstarke Bemessungsgrund-
lagen ist aber die Voraussetzung 
schlechthin für mehr fi nanzpoliti-
sche Verantwortung der Länder 
und das Aufbrechen des steuer-
politischen Monopols des Bun-
des. Vor allem hoch verschuldete 
fi nanzschwache Länder haben die 
größten Bedenken gegen mehr 
einnahmenpolitische Verantwor-
tung. Insoweit könnte sich hier 
ein „Tauschgeschäft“ abzeichnen: 
Altschuldenhilfen für diese Länder 
gegen Steuerautonomie. Dann 
wäre der deutsche Föderalismus 
ein gutes Stück weitergekommen. 


